
ÖVP-Chef verhöhnt
Österreichs Wähler!
Ex-Kanzler in „Wahlkampfkarenz“, statt Verantwortung im Parlament zu übernehmen

Rauchverbotsgesetz: Der 
nächste Umfaller der ÖVP!
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PARLAMENT

Die Versuche des Arbeitsmarkt-
service, anerkannte Asylwerber in 
Arbeit zu bringen, scheitern kläg-
lich, wie die medial inszenierten 
„Jobbörsen“ belegen. Ende Mai 
waren 30.695 Asylberechtigte und 
subsidiär Schutzberechtigte ar-
beitslos gemeldet.                      S. 6

Asylant und arbeitslos
In Dänemark feierten erstmals 

wieder Sozialdemokraten einen 
Wahlsieg, weil sie sich in der Ein-
wanderungspolitik von der „Will-
kommenskultur“ verabschiedeten 
und in diesem Bereich einen Kurs 
einschlugen, den die FPÖ in Ös-
terreich verfolgt.                    S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Linke auf Rechtskurs
Der von SPÖ und Grünen 

durchgepeitschte „Wiental-Rad-
weg“ reiht sich in das demokra-
tiepolitisch wie finanzell bedenkli-
che Erbe der scheidenden grünen 
Verkehrsstadträtin Maria Vassila-
kou ein: eine neues Millionengrab 
für Wiens Steuerzahler.           S. 11

WIEN

Vassilakous-Erbschaft
Die Freiheitlichen werden weiter 

an der Abschaffung der Rundfunk-
gebühr (GIS) und einer Reform des 
ORF festhalten. FPÖ-Medienspre-
cher Hans-Jörg Jenewein zeigt 
sich zuversichtlich, dass dafür ein 
Konsens im neuen Parlament zu-
stande kommen werde.         S. 14

MEDIEN

FPÖ will ORF-Reform

S. 2/3

Alt-schwarze ÖVP reanimiert die rot-schwarze Verbotspolitik – S. 4/5
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ÖVP im Festspielfieber, statt 
für Sicherheit zu sorgen!
Harte Kritik übte Salzburgs FPÖ-Landeschefin Marlene Sva-
zek an ÖVP-Landeshauptmann Wilfried Haslauer nach dem 
jüngsten Mordanschlag in Salzburgs Migrantenmilieu: „Has-
lauer macht der Bussi-Bussi-Gesellschaft seine Aufwartung 
und vergisst auf die Sicherheit der Bürger.“                       S. 13Nr. 24 . Donnerstag, 13. Juni 2019
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IMPRESSUM

Sebastian Kurz wurde vom 
Parlament als Kanzler abgewählt. 
Aus Ärger über diese Majestäts-
beleidigung warf er sein Natio-
nalratsmandat zurück, um nicht 
einen Tag länger unter diesem Pö-
bel verbringen zu müssen.

Dafür ist jetzt „Basti Fantasti“ 
zurück auf der Wahlkampfbühne. 
Großspurig wie vor zwei Jahren, 
nachdem er dem damaligen Koali-
tionspartner SPÖ den Stuhl vor die 
Tür gestellt hatte.

Mit einer mimosenhaften 
„Dolchstoß-Legende“ präsentiert 
er sich als Opfer von SPÖ und 
FPÖ, die seine Kanzlerschaft und 
damit den „Wählerwillen“ mit Fü-
ßen getreten hätten. Aber, so seine 
Botschaft, am 29. September wird 
der Wähler diese Schandtat rächen!

Hat ihm keiner seiner Berater er-
klärt, dass lediglich der Nationalrat 
gewählt wird, den Kurz ja so ver-
schmäht, und nicht der Kanzler?

Und was er damals 2017 begon-
nen hat, setzt er jetzt fort, den Ide-
en-Diebstahl von der FPÖ. „Unser 
Weg hat erst begonnen“? Also den 
Weg hat ihm die FPÖ gewiesen, de-
ren Wahlprogramm „Basti Fantasti“ 
schamlos kopiert hat. Und es war 
die FPÖ, die den Koalitionskurs im 
Regierungsprogramm maßgeblich 
vorgegeben hat. Und es waren die 
FPÖ-Minister, die für die Reformen 
verantwortlich zeichneten.

Den Weg hat Kurz mit seiner 
Koalitionsaufkündigung längst 
schon verlassen, die Rücknahmen 
von Reformen der türkis-blauen 
Reformen hat er schon mit seiner 
Alleinregierung begonnen.

Wer will, dass Österreich weiter 
auf dem rot-weiß-roten Reformweg 
nach oben kommt, der muss FPÖ 
wählen. Wer einem Karrieristen den 
Weg pflastern will, der ist bei „Basti 
Fantasti“ bestens aufgehoben.

„Der Wahlkampf hat noch nicht 
einmal offiziell begonnen, aber die 
ÖVP verbreitet schon das erste 
Schauermärchen von der rot-blauen 
Phalanx, die den Wählerwillen des 
Jahres 2017 zertrampelt“, empörte 
sich FPÖ-Generalsekretär Christian 
Hafenecker über das erste Wahlpla-
kat der Volkspartei. 

Nicht Rot-Blau habe die Koaliti-
on beendet, sondern der ÖVP-Par-
teichef, der als Kanzler die Koali-
tion aufgekündigt hat, um allein 
regieren zu können – ohne den ent-
sprechenden Wählerauftrag.

„Schwarze Dolchstoß-Legende“
Das bekräftigte auch der desig-

nierte Bundesparteiobmann Nor-
bert Hofer in der Parlamentsdebat-
te am vergangenen Mittwoch: „Ich 
stelle die Behauptung richtig, wo-
nach die Koalition an einem Video 
gescheitert wäre. Diese Koalition 
ist einzig und allein am Machtan-
spruch der ÖVP gescheitert. Alles 
andere ist unwahr.“

Nichtsdestotrotz bemühte 
ÖVP-Generalsekretär Karl Neham-
mer diese schwarze Dolchstoß-Le-
gende, um die Kritik der FPÖ am 
ÖVP-Plakat wegzuwischen: „Die 
Freiheitlichen haben mit ihrer Un-

einsichtigkeit und mangelnder Sen-
sibilität gezeigt, dass es so nicht 
weitergehen konnte.“ Und er kor-
rigierte im Wahlkampffieber auch 
gleich die Mär von der rot-blauen 
Putschkoalition: „Mit ihrem Ver-
halten haben sie (die Freiheitli-
chen, Anm.d.Red.) die Fortsetzung 
der erfolgreichen Regierungsarbeit 
verunmöglicht und Neuwahlen not-
wendig gemacht.“ Also hat doch die 
ÖVP die Neuwahlen erzwungen.

ÖVP hat „den Weg“ verlassen
Wenn Kurz schwadroniere, dass 

„der Weg erst begonnen habe“, ver-
gesse er, zu sagen, dass es die Frei-
heitlichen waren, die ihn auf diesen 
Weg des rot-weiß-roten Reform-
kurses hingewiesen und ihm die-
sen aufgezeigt hätten. Der Weg sei 
mit dem türkis-blauen Regierungs-
programm noch immer vorhanden, 
erklärte Hofer, aber die ÖVP habe 
„beschlossen, in die entgegenge-
setzte Richtung zu marschieren, 
noch dazu ganz am linken Weges-
rand“. 

Eine etwas direktere Tonart – mit 
Bezugnahme auf Koalitions-Lie-
bäugelei des ÖVP-Chefs  – schlug 
dazu der freiheitliche Generalse-
kretär an: „Es war Kurz, der diesen 

ÖVP schwört sich auf Kurz‘ Pinocchio-Politik ein 
Der ÖVP-Chef wollte einen kurzen Wahlkampf und einen möglichst 

frühen Wahltermin. Weshalb, ist jetzt offenbar: Das Koalitionsen-
de war von langer Hand geplant, und er zieht es vor, wahlzukämpfen, 
statt im Parlament beschlossene Gesetze zu verteidigen und vorberei-
tete Reformen – wie die Steuerreform - noch zu beschließen. „Der Weg 
hat nicht erst begonnen. Die ÖVP hat ihn bereits verlassen“, korrigier-
te FPÖ-Chef Norbert Hofer den ersten Wahlspruch der ÖVP.

Türkis/Schwarz nutzte die Parlamentsdebatte, um die Wahlkampf-Märchen ihres abwesenden Parteichefs zu verteidigen 

„Es ist eine Frage der politischen Reife und Aufrichtigkeit, zu gemeinsam gefassten Beschlüssen zu stehen“, 
appellierte der designierte FPÖ-Parteiobmann Norbert Hofer – vergeblich – an das Ehrgefühl der ÖVP. 
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gemeinsamen Weg verlassen hat 
und auf seinem Irrweg falsch ab-
gebogen ist. Vielleicht wäre es bes-
ser gewesen, er hätte sich nicht von 
den grünen und rosafarbenen Weg-
weisern verleiten lassen.“

Nicht alle Türen zugeschlagen
Die Tür zur Fortsetzung der Ko-

alition nicht ganz zuschlagen will 
der geschäftsführende FPÖ-Klub-
obmann Herbert Kickl. „Herr Kurz, 
es ist ganz einfach! Wenn Sie Angst 
vor Rot-Blau haben, kann Ihnen ge-
holfen werden. Wir gehen einfach 
den populären gemeinsamen Re-

AUS DER
REDAKTION
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„BF“ ist zurück

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Der designierte FPÖ-Bundesparteiobmann 
Norbert Hofer zeigte sich über die Pläne der 
Islamischen Glaubensgemeinschaft in Ös-
terreich (IGGÖ) besorgt, Schulbücher für 
den islamischen Religionsunterricht selbst 
produzieren und verlegen zu wollen. „Die 
Vergangenheit hat mehrfach gezeigt, dass die 
IGGÖ selbst die Verbreitung von radikal-is-
lamischen Inhalten im Schulbereich toleriert 
hat und damit die Schüler auf inakzeptable 
Art und Weise indoktriniert wurden“, erin-
nerte der designierte FPÖ-Obmann.

Die klare Trennung zwischen Asyl und 
Einwanderung sei Gebot der Rechtsstaat-
lichkeit und entspreche vor allem auch dem 
Wählerauftrag, den die Koalition auf den 
Weg gebracht habe, erklärte der geschäfts-
führende FPÖ-Klubobmann Herbert Kickl: 
„Von der Übergangsregierung erwarte ich 
mir die Sicherstellung dieses Kurses und kei-
nerlei neue politische Weichenstellungen.“ 
Daher begrüße er es, dass sich der aktuelle 
Ressortchef im Innenministerium nicht von 
linksgrün-schwarzen Zurufen irritieren lasse.

Innenpolitik
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Das Engagement von Rot-Grün für ihre „Wien 
ist anders(rum)“-Festspiele vermisst man bei der Politik für die Wiener.
BILD DER WOCHE

Kurs halten bei Asylpolitik

KURZ UND BÜNDIG
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Ex-Verteidigungsminister Mario 
Kunasek, der mit der „Berufsbil-
denden Höhere Schule für Führung 
und Sicherheit“ in Wiener Neu-
stadt zukünftige Führungskräfte 
bei Bundesheer, Polizei oder Justiz 
ausbilden wollte.

Übergangs-Verteidigungsminister 
Thomas Starlinger, der entgegen 
der Ankündigung der Bundeskanz-
lerin „tagespolitisches Geschäft“ 
machte, und die ersten 53 Schüler 
der Heeressicherheitsschule mit der 
Schulschließung vor den Kopf stößt.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Islambücher von der IGGÖ?

Armutsgefährdung
Eine neue Studie des Wifo zur staatlichen 

Umverteilung hat hervorgebracht, dass in 
Österreich vor allem junge Menschen und 
Familien mit Kindern armutsgefährdet sind. 
Für die Obfrau des freiheitlichen Familien-
verbandes und FPÖ-Frauensprecherin Car-
men Schimanek ist diese Studie alarmie-
rend: „Es zeigt sich wieder einmal, dass 
die Entscheidung, Kinder zu bekommen, in 
Österreich immer noch ein erhebliches fi-
nanzielles Risiko birgt.“ Sie kritisierte auch 
den ÖVP-Ausstieg aus der Koalition: „Die 
geplante Steuerreform hätte die Situation der 
Betroffenen verbessert.“Fo
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ÖVP schwört sich auf Kurz‘ Pinocchio-Politik ein 
Türkis/Schwarz nutzte die Parlamentsdebatte, um die Wahlkampf-Märchen ihres abwesenden Parteichefs zu verteidigen 

„Es ist eine Frage der politischen Reife und Aufrichtigkeit, zu gemeinsam gefassten Beschlüssen zu stehen“, 
appellierte der designierte FPÖ-Parteiobmann Norbert Hofer – vergeblich – an das Ehrgefühl der ÖVP. 

formweg, den Sie vor Kurzem auf 
Druck der alten ÖVP verlassen ha-
ben, nach der Wahl weiter“, schrieb 
Kickl auf Facebook.

Dafür müsse Kurz jedoch eine 
Bedingung eingehen, die ihm, 
wenn er diesen Weg wirklich fort-
setzen wolle, ja nicht schwer fallen 
dürfte: „Als Nachweis Ihrer Unab-
hängigkeit von dieser alten ÖVP 
gilt, wenn die FPÖ wieder alle ihre 
bisherigen Ressorts, in denen her-
vorragende Arbeit geleistet wurde, 
übernimmt. Ich persönlich hätte im 
Innenministerium noch viel Positi-
ves für die Sicherheit der Österrei-

cher zu erledigen.“
Auf das Demokratieverständnis 

der ÖVP kam auch Norbert Hofer 
zu sprechen. Einerseits warne die 
Partei vor Rot-Blau, bilde aber auf 
Landesebene selbst Koalitionen mit 
SPÖ, Grünen und Neos: „Das ist 
in einer Demokratie normal. Aber 
heißt das im Umkehrschluss, dass 
jede Koalition schlecht ist, bei der 
die ÖVP nicht dabei ist?“

Die ÖVP bestätigte ihre neue Ko-
alitionsumtriebigkeit bei der Rück-
nahme des türkis-blauen Rauchver-
botsgesetzes in Kooperation mit 
SPÖ, Neos und Liste Jetzt.

Nr. 24 g Donnerstag, 13. Juni 2019
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Diese Woche entscheidet der 
Verfassungsgerichtshof über das 
von der türkis-blauen Regierung 
im Vorjahr beschlossene Rauchver-
botsgesetz. Nichtsdestotrotz bilde-
te sich schon vor diesem Entscheid 
eine klare Front gegen das von der 
FPÖ initiierte Gesetz, das dem je-
weiligen Gastronomen die Ent-
scheidung überlässt, ob er in sei-
nem Betrieb einen Raucherbereich 
einrichtet oder er einen Nichtrau-
cherbetrieb führt.

Nächster schwarzer Umfaller
SPÖ, Neos und Rest-Grüne ha-

ben in Kanzler Kurz‘ Koalitions-
aufkündigung ihre Chance erblickt, 
jetzt ihren Machttraum von einem 
generellen Rauchverbot durchzu-
setzen – auch wenn dadurch Mil-
lionen-Klagen auf die Republik, 
sprich: die Steuerzahler, zurollen.

Möglich macht diese Gesetzes-
rücknahme die angeblich so stand- 
und gesinnungsfeste ÖVP. Nach-
dem sich der Parteichef durch den 
Verzicht auf sein Nationalratsman-

dat aus der Verantwortung davon-
geschlichen hat, durfte sein Klub- 
obmann August Wöginger die rück-
gratfreie Schlangenlinie der „Neu-
en Volkspartei“ zum Rauchverbot 
klarstellen: „Wenn der Verfassungs-
gerichtshof das Gesetz kippt, dann 
kommt das Rauchverbot. Sollte 
der VfGH die derzeitige Regelung 
nicht aufheben, dann würden wir 
einem Antrag für das Rauchverbot 
die Zustimmung geben.“

Nicht minder originell SPÖ-Che-
fin Pamela Rendi-Wagner, die sich 
in der Angelegenheit als „Greta 
Thunberg der Nichtraucher“ ver-
sucht: „Es ist meine Pflicht als 
Mutter, Ärztin und Politikerin, die 
Gesundheit der Österreicherin-
nen und Österreicher mit gezielten 
Maßnahmen zu schützen.“ – Die 
Österreicher erachtet sie demge-
mäß für zu dumm, hier selbst zu 
entscheiden, ob sie in ein Raucher- 
oder ein Nichtraucherlokal gehen 
wollen.

„Kaum hat sich die ÖVP von der 
FPÖ losgeeist, steht sie schon wie-

Auf dem Weg zum entmündigten Staatsbürger 
Die rot-schwarze Verbotskultur will die Österreicher davor schüt-

zen, selbständig zu denken und zu handeln. Nichts anderes ver-
birgt sich hinter dem Vorstoß, per Gesetz die bisher erlaubten und 
von Gastronomen für ihre rauchenden Gäste eingerichteten Bereiche 
zu schließen. Was kommt als nächstes?

ÖVP-Umfaller ermöglicht es der SPÖ, mit Hilfe von Neos und Rest-Grünen ihre Verbotspolitik gegen die Bürger fortzusetzen
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Thema 
der 

Woche

Der freiheitliche Konsumentenschutzsprecher Peter Wurm wirft 
dem ehemaligen Koalitionspartner den Verlust des letzten Quent-

chens an Handschlagsqualität vor. „Wissen die ÖVP-Abgeordneten 
eigentlich noch, wofür sie stehen und wen sie vertreten?“
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„Weiß die ÖVP noch, wo-
für sie eigentlich steht?“

„Wir lehnen derartige 
Bevormundungsmaßnah-

men kategorisch ab.“

Obwohl das anvisierte generelle Rauchverbot in der Gastronomie enorme Schadensersatzklagen nach sich ziehen wird, will die ÖVP das 2018 beschlossene Gesetz aufheben.

Herr Abgeordneter Wurm, haben 
Sie diesen Kurswechsel des ehema-
ligen Koalitionspartners beim ge-
nerellen Rauchverbot in der Gas-
tronomie erwartet, oder besser, 
befürchtet?

Wurm: Nachdem in den drei 
westlichen Bundesländern die ÖVP 
keine Probleme damit hatte, mit 
den Grünen eine Koalition zu bil-
den, die dann gegen jede Reform 
der türkis-blauen Bundesregierung 
quergeschossen haben, war das zu 
befürchten. Bundeskanzler Sebas-
tian Kurz hat 
ja auch bei der 
Aufkündigung 
der Koalition 
auf die grünen 
Zurufe reagiert. 
Bei einem der-
artigem Zick-Zack-Kurs frage ich 
mich, ob die ÖVP-Abgeordne-
ten, die noch vor kurzem den ge-
meinsam gefassten Beschluss zum 
Rauchverbot sehr wortreich ver-
treten haben und nun das Gegen-
teil machen wollen, überhaupt noch 
wissen, wofür sie eigentlich stehen 
und wen sie vertreten?

Die Gegner des von der FPÖ in-
itiierten Gesetzesbeschlusses argu-
mentieren mit dem Schutz der Ge-
sundheit der Bevölkerung.

Wurm: Wir haben in Österreich 
eines der strengsten Nichtraucher-
gesetze auf der Welt, und wir ha-
ben bei unserem Gesetzesbeschluss 
im Vorjahr zusätzlich einen effekti-
ven Kinder- und Jugendschutz per 
Gesetz definiert, mit dem wir Ju-
gendliche abhalten wollen, mit dem 
Rauchen zu beginnen. Das ist für 
mich der effektivste Gesundheits-
schutz, haben wir doch mit der An-
hebung des Jugendschutzalters für 
den Verkauf von Tabakwaren auf 
18 Jahre die Möglichkeit des Zi-
garettenkonsums für Jugendli-
che deutlich erschwert. Und 
was dann erwachsene Men-
schen tun, sollte ihnen auch 
selbst überlassen sein. Denn 
es weiß heutzutage wirklich 
jeder, was er mit dem Rau-
chen seinem Körper antut. 
Wir Freiheitliche lehnen der-
art überschießende Bevor-

mundungsmaßnahmen kategorisch 
ab.

Was spricht aus Ihrer Sicht gegen 
eine Aufhebung des Gesetzes?

Wurm: In Österreich sind be-
reits 100 Prozent aller Konditorei-
en, 90 Prozent der Restaurants und 
65 Prozent aller Kaffee- und Gast-
häuser rauchfrei. Und diese Ent-
wicklung wird sich sowieso weiter 
fortsetzen. Da muss man nicht auch 
noch jene Gastronomen, die den 
Rauchern entgegenkommen, de 
facto entmündigen. Wir stehen für 

eine Wahlfrei-
heit der Unter-
nehmer, die im 
Vertrauen auf 
die Gesetzge-
bung Millionen 
Euro investiert 

haben, um entsprechende Trennun-
gen zwischen Raucher- und Nicht-
raucherbereichen zu errichten. Im 
Falle einer Gesetzesänderung wer-
den sie die Republik auf Entschädi-
gung klagen. Und wenn Herr Kurz 
es ernst gemeint hat mit seiner For-
derung, dass bis zur Wahl keine bud-
getwirksamen Maßnahmen, also 
Ausgabenerhöhungen, beschlossen 
werden sollten, dann müsste er sei-
ne Partei sofort zurückpfeifen. Aber 
wie schon bei den Beschlüssen der 
14-tägigen Kurz-Alleinregierung 
in Sachen Asyl zeigt die ÖVP hier 
ihre opportunistische Ader und 

fühlt sich an 
nichts ge-
b u n d e n , 
was ihrem 
D r a n g 
an die 
M a c h t 
h i n d e r -
lich sein 

könnte.
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Auf dem Weg zum entmündigten Staatsbürger 
ÖVP-Umfaller ermöglicht es der SPÖ, mit Hilfe von Neos und Rest-Grünen ihre Verbotspolitik gegen die Bürger fortzusetzen

der vorbehaltlos hinter der alten 
rot-schwarzen Verbotskultur. So 
viel zur Handschlags-Qualität der 
ehemaligen Kanzlerpartei“, zeigt 
sich FPÖ-Konsumentenschutz-
sprecher Peter Wurm enttäuscht 
über die pechschwarzen Wende-
hälse im türkisen Gewand.

Verbote für die Österreicher
Einerseits predigen Rot-Grün 

und ÖVP doch Vielfalt, Diversi-
tät und Aufgeschlossenheit – aber 
nur für Einwanderer – und betrei-
ben dafür bei den eigenen Bürgern 
schamlose Gleichmacherei über ih-

ren ans sektiererische grenzenden 
Verbotskult.

„Bei dieser oft unsachlich ge-
führten Diskussion kommt kaum 
zur Sprache, dass hier von oben he-
rab über die Bürger bestimmt wird. 
Das ist aber nicht die Linie der 
FPÖ. Wir wollen freie und mündige 
Bürger in einer toleranten Gesell-
schaft“, hält Wurm dem entgegen.

Dass die FPÖ nichts für den 
Nichtraucherschutz getan habe, 
lässt er nicht gelten, schließlich 
wurde mit dem Gesetz ein wichti-
ger Schritt gesetzt, um Jugendliche 
vom Rauchen abzuhalten, indem 

Die schwarz-blaue Regierung 
hat in ihren 17 Monaten tolle Ar-
beit geleistet. Nach dem Bruch des 
Koalitionspakts durch die ÖVP, die 
alleine aus taktischen Überlegun-
gen erfolgte, haben wir vereinbart, 
dass an den gemeinsam gefassten 
Beschlüssen in der Zeit bis zu den 
Wahlen im Herbst nicht gerüttelt 
wird.

Das ist eine Frage der politischen 
Reife und Aufrichtigkeit. Die ÖVP 
hat diese Reifeprüfung nicht ge-
schafft und hat hier mit der SPÖ 
gemeinsame Sache gemacht. Die 
im Vorjahr beschlossene Regelung 
hat sowohl die Wahlmöglichkeit 
für Wirte beim Thema Rauchen in 
Lokalen als auch eine Verbesse-
rung des Jugendschutzes gebracht.

Mit dem rot-schwarzen Be-
schluss, ein Rauchverbot in der 
Gastronomie zu verordnen, kommt 
auf die Republik viel zu. Die Wirt-
schaftskammer hat bereits klarge-
stellt, dass sich die Wirte das nicht 
so einfach gefallen lassen werden. 
Sie haben viel Geld in Lüftungsan-
lagen sowie die bauliche Trennung 
ihrer Lokale in Raucher- und Nicht-
raucherbereiche investiert. Diese 
Kosten werden sie nun wohl vom 
Staat zurückfordern. Ich bin ge-
spannt, wie das mit dem Plan der 
ÖVP, keine teuren Beschlüsse mehr 
vor der Wahl zu fassen, einher ge-
hen soll. Es ist einfach nicht mög-
lich, weil diese drohenden Rücker-
stattungen das Budget ab 2020 in 
hohem Maß belasten werden.

Wenn die ÖVP auf ihren Pla-
katen behauptet, dass der Weg 
erst begonnen hat, dann muss ich 
feststellen: Der erfolgreiche Weg, 
die Koalition mit der FPÖ, wurde 
beendet. Der Weg der ÖVP führt 
offenbar in eine Koalition mit Neos 
und Grünen – und damit in die ent-
gegengesetzte Richtung.

Schwarze Zwickmühle

das Jugendschutzalter für den Ver-
kauf von Tabakwaren auf 18 Jah-
re angehoben wurde: „Zwei Dinge 
waren uns bei dem Gesetz wichtig. 
Erstens, dass es einen effektiven 
Kinder- und Jugendschutz gibt, und 
zweitens, dass es eine Wahlfreiheit 
für Unternehmer und Raucher gibt 
– und beides haben wir erreicht.“

Neuer Anlauf der FPÖ
Während ÖVP, SPÖ und Neos 

die Österreicher mit dieser Be-
vormundungspolitik entmündigen 
wollen, haben bei den Freiheitli-
chen die Wahlfreiheit und Eigen-
verantwortung oberste Priorität, 
betonte Wurm: „Wir werden jene 
Wirte, die viel eigenes Geld in 
Lüftungsanlagen und die bauliche 
Trennung von Raucher- und Nicht-
raucher-Bereichen investiert ha-
ben, nicht im Stich lassen!“

Um der überhand nehmenden 
Bevormundung entgegenzuwir-
ken, werde sich die FPÖ erneut 
für echten Ausbau direkter Demo-
kratie stark machen, kündigte der 
designierte Bundesparteiobmann 
Norbert Hofer an: „Direkte De-
mokratie ist der beste Weg, um die 
Teilhabe der Bevölkerung am po-
litischen Prozess zu gewährleisten 
und zu fördern.“
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Norbert Hofer
designierter FPÖ-Bundesparteiobmann

Obwohl das anvisierte generelle Rauchverbot in der Gastronomie enorme Schadensersatzklagen nach sich ziehen wird, will die ÖVP das 2018 beschlossene Gesetz aufheben.

Fo
to

: N
FZ

Letzter Umstimmversuch Hofers mit ÖVP-Klubchef Wöginger.

POLITIK
ANALYSIERT
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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NATIONALRATSWAHL PARLAMENT SPORTIV

 Die Österreicher werden voraussichtlich am 29. 
September einen neuen Nationalrat wählen. Der 
Verfassungsausschuss des Nationalrats hat grünes 
Licht für den von ÖVP, SPÖ, FPÖ und Neos ein-
gebrachten Neuwahlantrag gegeben. Das Bundes-
gesetz zur vorzeitigen Beendigung der XXVI. Ge-
setzgebungsperiode soll demnach am 3. Juli in Kraft 
treten, wie SPÖ und FPÖ am vergangenen Dienstag 
per Abänderungsantrag fixiert haben.

Wahltermin 29. September fixiert
Einhelliger Jubel brandete im 

Parlament auf, als Nationalrat-
spräsident Wolfgang Sobotka den 
Erfolg des „FC Nationalrat“ wür-
digte. Die Fußballmannschaft des 
Parlaments (mit FPÖ-Abgeordne-
tem Christian Ries) wurde in der 
Schweiz Europameister nach einem 
4:0-Finalsieg gegen Deutschland.

Europameister

In der verbleibenden Gesetzge-
bungsperiode wird der freiheit-
liche Parlamentsklub versuchen, 
freiheitliche Forderungen umzu-
setzen. Der Schutz des Bargeldes 
– Teil des Regierungsprogramms 
– ist ein Beispiel dafür.

Durch eine neue Bestimmung im 
Staatsgrundgesetz („Die Verwen-
dung von Bargeld unterliegt kei-
nen Einschränkungen“) soll dieses 
grundlegende Recht sichergestellt 
werden. Diese Staatszielbestim-
mung soll klarstellen, dass die 
Beschränkung der Verwendung 
von Bargeld im Zahlungsverkehr 
einen nicht zu rechtfertigenden 
Eingriff in die Freiheitsrechte der 
Bürger – Vertragsfreiheit bzw. Pri-
vatautonomie – und in das Recht 
auf Datenschutz darstelle. Daher 
sollen weder auf österreichischer 
Ebene noch auf Ebene der Euro-
päischen Union, bzw des ESM 
Maßnahmen gesetzt werden, die 
das Vertrauen der Bürger in die 
Bargeldbereitstellung und in das 
Recht auf Barzahlung erschüttern 
könnten.

Auch bei der direkten Demokra-
tie vertreten wir unser ursprüng-
liches Modell, wonach Volksbe-
gehren, die von vier Prozent der 
Stimmberechtigten unterstützt 
wurden, einer verbindlichen Volks-
abstimmung zuzuführen sind, 
soferne der National- bzw. der 
Bundesrat das Begehren binnen 
Jahresfrist nicht umgesetzt haben. 
Im Regierungsprogramm wurde 
eine Hürde von 900.000 Unterstüt-
zern als Kompromiss vereinbart. 
Ebenso eine Limitierung der The-
men, die jetzt wieder obsolet ist. 
Nach freiheitlicher Sichtweise soll 
der Souverän, das Volk, über nicht 
weniger bestimmen dürfen als sei-
ne gewählten Vertreter.

FPÖ-Themen unzensuriert
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Bierlein wirbt mit Ver-
lässlichkeit um Vertrauen
Übergangsregierung will Stabilität und Sicherheit gewährleisten

„Wir haben die Aufgabe, Stabi-
lität und Sicherheit zu gewährleis-
ten“, nannte Bierlein als Haupt-
aufgabe der von Bundespräsident 
Alexander Van der Bellen ernann-
ten Übergangsregierung.

Verwalten statt gestalten
Ihr Kabninett werde das Vertrau-

en der Menschen zu gewinnen ver-
suchen und daher auf tagespoliti-
sches Kalkül verzichten.„Vor allem 
werden wir aber unsere Verantwor-
tung gegenüber den Bürgern nicht 

verlieren“, kündigte die Bundes-
kanzlerin an.

Vizekanzler Clemens Jabloner 
sprach von einer „heiklen Zeit“, 
die aber niemals eine Verfassungs- 

Bundeskanzlerin Brigitte 
Bierlein kündigte an, auf ta-

gespolitisches Kalkül zu verzich-
ten und das Prinzip der größt-
möglichen Sparsamkeit bis zum 
Antritt der neuen, vom Volk ge-
wählten Regierung einzuhalten.
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Bierlein und Jabloner: Nur die Aufgabe, das Land zu verwalten. 

oder Staatskrise gewesen sei. Die 
Übergangsregierung akzeptiere ihre 
eingeschränkte Handlungsmöglich-
keit und werde dementsprechend 
konsensorientiert agieren.
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ÖVP und FPÖ werden die finan-
ziellen Mittel für die Nachmittags-
betreuung der sechs- bis 14-jähri-
gen Schüler für die nächsten Jahre 

im Parlament sicherstellen. Denn 
mit dem Abgang der Regierung 
war die dafür nötige Novelle zum 
Bildungsinvestitionsgesetz ge-
fährdet. Die Länder haben bereits 
befürchtet, dass die Ganztagsbe-
treuung für das Jahr 2020 finanziell 
nicht sichergestellt ist.

Am vergangenen Sonntag teilten 
FPÖ-Bildungssprecher Wendelin 
Mölzer (Bild) und sein ÖVP-Kol-
lege Rudolf Taschner mit, dass man 
„zu den wichtigen gemeinsamen 
Projekten“ stehe. Deshalb werden 
sie diese Woche im Plenum ei-
nen Initiativantrag einbringen, um 
den Ausbau und die Qualität der 

Nachmittagsbetreuung sicherzu-
stellen. Beschlossen werden kann 
die Novelle allerdings erst in der 
Nationalratssitzung in der ersten 
Juli-Woche, denn der Antrag muss 
zunächst im Unterrichtsausschuss 
behandelt werden.

Bundeskanzlerin Brigitte Bier-
lein und Bildungsministerin Iris 
Rauskala zeigten sich zufrieden 
über diese Einigung der beiden 
vormaligen Koalitionsparteien. Da 
das Gesetz per Initiativantrag der 
beiden Parteien im Parlament ge-
schieht, hoffen beide, dass das Ge-
setz „ohne Abänderung und recht-
zeitig“ beschlossen werden könne.

Einigung bei Ganztagsbetreuung
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Bei seinen Versuchen, Asylanten auf dem Arbeitsmarkt unterzu-
bringen, versucht es das Arbeitsmarktservice (AMS) verstärkt 

mit „Jobbörsen“ exklusiv für diese. Der Erfolg ist bescheiden: Ende 
Mai waren 30.695 Asylberechtigte arbeitslos gemeldet.

„184 Geflüchtete nach Jobbörse 
in Jobs gebracht. Und dann heisst 
es „NUR“??? Also wir finden das 
ziemlich gut“, versuchte AMS-
Chef Johannes Kopf via Twitter 
den eigens für Asylanten ausge-
richteten Veranstaltungen Positives 
abzugewinnen.

Der Artikel der „Wiener Zei-
tung“, auf den er damit reagierte, 
zeigt nämlich ungeschminkt die 
ganze Problematik der Asyl-Ein-
wanderung auf: Von den 1.040 
Teilnehmern der am 23. Jänner ab-
gehaltenen Jobbörse des AMS in 
Favoriten hatten nach tatsächlichen 
Bewerbungen dort dann drei Mo-
nate später nicht einmal ein Fünftel 
– also gerade 184 Bewerber – auch 
eine Arbeitsstelle.

Zum Vergleich dazu die jüngsten 
Zahlen des AMS: Ende Mai waren 
in Österreich 30.695 Asylberech-

tigte und subsidiär Schutzberech-
tigte arbeitslos gemeldet.

Ablenkung vom Scheitern
„Dass AMS-Chef Kopf meint, 

das sei ein Grund zum Jubeln, ist 
wohl mehr als bedenklich. Denn 
das bedeutet im Umkehrschluss, 
dass mehr als 75 Prozent der Asyl-
berechtigten weiterhin ohne Arbeit 
und damit abhängig von Sozialleis-
tungen sind. Das zeichnet ein mehr 
als fatales Bild von der Situation 
und ist wohl alles andere als ein 
Grund zum Jubeln“, bemerkte die 
freiheitliche Sozialsprecherin Dag-
mar Belakowitsch.

Die von Ex-Kanzler Sebastian 
Kurz medial groß inszenierte Job-
börse sei damit grandios geschei-
tert und zeige auch, wie die ÖVP in 
der von ihr gesprengten Koalition 
gearbeitet habe, erklärte Belako-

witsch: „Viel Tam-Tam, aber keine 
Substanz. Die Kastanien in Sachen 
Asyl- und Sozialpolitik sowie in-
nere Sicherheit haben die FPÖ-Mi-
nister aus dem Feuer geholt.“

Sie warf Kopf und Kurz vor, da-
mit lediglich vertuschen zu wollen, 
dass der Großteil der Asylberech-
tigten aus Asien und Afrika nicht in 

Alibi-Aktionen mit bescheidenem Erfolg
Kein Grund, um in den Jubel des AMS-Chefs über Erfolg der Job-Börsen für Asylanten einzustimmen

PR-Veranstaltung für Kurz, ausgerichtet vom Arbeitsmarktservice.

den österreichischen Arbeitsmarkt 
integrierbar ist und auf lange Zeit 
mit Sozialleistungen der österrei-
chischen Arbeitnehmer durchge-
füttert werden müsse: „Das Mär-
chen von den ,gut ausgebildeten 
Physikern, Technikern und Wis-
senschaftlern‘, die da kommen, ist 
brutal geplatzt!“
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Aus Verantwortung 
für Österreich

Norbert Hofer

Mehr
denn je
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Dänische Sozialdemokraten gewinnen 
mit FPÖ-Kurs die Parlamentswahl
Neue Ministerpräsidentin zog die Konsequenzen aus den ideologischen Lebenslügen der Linken

Sie will weniger Einwanderer aus kulturfremden Regionen, mehr Ab-
schiebungen und Sozialleistungen nur für ihre Landsleute und in-

tegrierte Immmigranten. Dänemarks sozialdemokratische Parteichefin 
Mette Frederiksen wurde für den Bruch mit der ideolgischen Verblen-
dung von den Bürgern ins Amt der Ministerpräsidentin gewählt.

Der Jubel unter Europas Sozial-
demokraten über den Wahlerfolg 
ihrer dänischen „Genossen“ war 
bescheiden. Denn die Wahlsiegerin 
und künftige Ministerpräsidentin 
Mette Frederiksen vertritt bei der 
Asyl- und Einwanderungspolitik 
nicht den „Willkommens“-Kult der 
deutschen oder österreichischen 
Genossen, sie hat den Kurs der 
FPÖ eingeschlagen.

Mit dem Satz: „Mit dieser un-
haltbaren Migrationspolitik ist jetzt 
Schluss, und zwar vollständig!“, 
schaffte sie vor achtzehn Jahren als 
24-jährige Politikerin der sozialde-
mokratischen Partei erstmals den 
Sprung ins dänische Parlament. 
Dabei entstammt Frederiksen quasi 
sozialdemokratischem Parteiadel, 
die Familie war in dritter Genera-
tion in der Arbeiterbewegung ver-
ankert.

Fredriksens „Paulus-Wandlung“
Den Wechsel vom linken auf den 

rechten Flügel der Partei erfolgte, 
nachdem ein alte sozialdemokrati-
sche Lebenslüge aufgeflogen war: 
Als Verfechterin der öffentlichen 

Schule kritisierte sie Eltern scharf, 
die ihre Sprösslinge auf Privat-
schulen schickten, aber ihre älteste 
Tochter besuchte selbst eine private 
und keine öffentliche Volksschule.

Für Frederiksen war dies der 
Wendepunkt: Man darf den Bür-
gern nichts anderes zumuten, als 
man sich selbst zugesteht. Die Me-
tamorphose war so komplett, dass 

Mit dem Schwenk auf die Zuwanderungspolitik der Freiheitlichen hat Mette 
Fredriksen die dänischen Sozialdemokraten auf Erfolgskurs gebracht.

Keine Zuwanderung aus „kulturfernen Ländern“, raschere Abschiebung abgelehnter Asylwerber, Abschottung krimineller Asylwerber bis zu deren 
Abschiebung auf einer unbewohnten Insel. Dänemarks Sozialdemokraten haben der „Willkommenspolitik“ eine klare Absage erteilt.
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Zahl der Asylwerber in der 
EU steigt heuer wieder

Während die EU-Innenminis-
ter darüber rätselten, wie sie abge-
lehnte Asylwerber schneller wieder 
abschieben können, stieg die Zahl 
der Asylwerber in der EU seit Jah-
resbeginn wieder deutlich an. Das 
geht aus den entsprechenden Zah-
len auf der Webseite der EU-Asyl-
behörde EASO hevor.

Von Jänner bis einschließlich 
April hätten rund 206.500 Men-
schen einen Erst-Asylantrag in der 
Europäischen Union gestellt. Das 
sind um gut 15 Prozent mehr als 
im Vorjahreszeitraum, wo es „nur“ 
179.000 waren.

Im Vorjahr war die Zahl der 
Asylwerber in der EU noch um 
elf Prozent zurückgegangen, doch 
seit Jahresbeginn sind immer mehr 
Asylwerber über reguläre Wege 
und visafrei in die EU einge-
reist, vor allem aus den Westbal-
kan-Staaten und aus Lateinameri-
ka, etwa aus Albanien, Georgien, 
Venezuela und Kolumbien. Bereits 
jeder vierte Asylantrag kam heuer 
von einem Staatsangehörigen eines 

Landes, dessen Bürger ohne Visum 
in die EU-Schengenzone einreisen 
dürfen. Einen besonders auffälligen 
Anstieg der Asylwerber gab es aus 
Venezuela zu verzeichnen: im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum kam 
es zu einer Zunahme von 121 Pro-
zent auf 14.257 Personen. An der 
Spitze der Hauptherkunftsländer 
der Asylwerber liegt nach wie vor 
Syrien mit 20.392 Anträgen. Wäh-
rend die Zahl der Syrer zurückgeht, 
stieg die der Afghanen um 36 Pro-
zent auf 14.042 an.

Asylwerber reisen legal ein.

Die Zahl der Asylwerber in der 
EU steigt wieder: Von Jänner 
bis April haben rund 207.000 
Menschen um Asyl angesucht. 
Bemerkenswert dabei ist, dass 
ein Viertel dieser Asylwerber 
zunächst ganz regulär und vi-
safrei einreist – und dann einen 
Asylantrag stellt. Diese Asyl-
werber kommen vor allem aus 
Lateinamerika (Venezuela oder 
Kolumbien) und den Westbal-
kan-Staaten. Es zeigt sich, was 
Frontex-Chef Fabrice Leggeri so 
formuliert: „Die EU wird Jahr-
zehnte unter Druck bleiben.“
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Asyl und Migration: 
Keine Entwarnung

Besonders krass offenbart sich 
das Versagen der EU bei der Ab-
schiebung von abgelehnten Asyl-
werbern: 1,5 Millionen wurden 
in den vergangenen fünf Jahren 
zurückgewiesen und haben kein 
Recht, hier zu sein, aber nur ein 
Drittel hat die EU tatsächlich 
verlassen. Mit anderen Worten: 
Eine Million Menschen sind un-
tergetaucht und halten sich damit 
illegal in der Union auf. 

Deshalb haben sich die 
EU-Staaten vergangene Woche 
auf neue Abschiebereglungen 
geeinigt. Die müssen aber noch 
vom EU-Parlament abgesegnet 
werden, was dauern kann. Unser 
Ex-Innenminister Herbert Kickl 
sieht das durchaus kritisch: „Die 
Reform der Rückführungsrichtlinie 
hat in weiten Teilen den Charakter 
einer Mogelpackung, durch die 
neue Hürden bei der Außerlandes-
bringung von illegalen Migranten 
aufgebaut werden können.“

Das Asyl- und Migrationsthe-
ma ist unverändert aktuell – und 
wird es auch bleiben.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Brüssel hat nicht nur Probleme mit dem 
„Brexit“ der Briten, sondern jetzt auch mit den 
Schweizern. Der Berner Bundesrat hat von 
Brüssel Klärungen zum Rahmenabkommen 
mit der EU eingefordert, bevor die Schweiz 
das Abkommen annehmen werde. Diese be-
treffen Kernthemen der Union wie die staat-
lichen Beihilfen, die Unionsbürgerrichtlinie 
oder den Lohnschutz im Rahmen der Freizü-
gigkeit für Arbeitnehmer. Das Abkommen ist 
Voraussetzung für die Fortsetzung des „bila-
teralen Wegs“, der Teilnahme der Schweiz an Teilen des EU-Binnenmarkts 
über sektorale Verträge zur Übernahme von EU-Regelungen.

Die italienische Regierung hat am Diens-
tag ein neues Sicherheitspaket verabschiedet, 
das Schlepperei aktiver bekämpfen soll. Das 
aus 18 Artikeln bestehende Dekret, das jetzt 
vom Parlament verabschiedet werden muss, 
sieht Strafen zwischen 10.000 und 50.000 
Euro für Schiffe vor, die Migranten an Bord 
nehmen, ohne sich an die internationalen 
Regeln für Rettungsaktionen zu halten. Als 
Symbol dazu kündigte Innenminister Matteo 
Salvini (Bild) die Schließung von Europas 
einst größtem Flüchtlingslager im siziliani-

schen Mineo bei Catania für Mitte Juli an. Das Lager wird seit Februar 
geräumt. Es befinden sich derzeit noch 152 Personen in dem Lager.

Mehr Härte gegen Schlepper

Schweiz will Nachbesserung
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Dänische Sozialdemokraten gewinnen 
mit FPÖ-Kurs die Parlamentswahl
Neue Ministerpräsidentin zog die Konsequenzen aus den ideologischen Lebenslügen der Linken

Frederiksen heute von ihren Geg-
nern als Opportunistin dargestellt 
wird.

Wahrung der sozialen Werte
Frederiksen hat ihrer Partei eine 

harte Kurskorrektur verordnet, hin 
zu einer restriktiven Migrationspo-
litik, wie sie bisher vom politischen 
Gegner am entgegengesetzten 
Ende des politischen Spektrums, 
der Dänischen Volkspartei, propa-
giert wurde.

Sie versprach weniger Einwan-
derung aus „nicht-westlichen Län-
dern“, setzt auf mehr Abschiebun-

Mit dem Schwenk auf die Zuwanderungspolitik der Freiheitlichen hat Mette 
Fredriksen die dänischen Sozialdemokraten auf Erfolgskurs gebracht.

Keine Zuwanderung aus „kulturfernen Ländern“, raschere Abschiebung abgelehnter Asylwerber, Abschottung krimineller Asylwerber bis zu deren 
Abschiebung auf einer unbewohnten Insel. Dänemarks Sozialdemokraten haben der „Willkommenspolitik“ eine klare Absage erteilt.
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gen und sprach sich auch nicht 
gegen ein Gesetz aus, das krimi-
nelle Asylwerber bis zu deren Ab-
schiebung auf eine Insel verbannt. 
Ihre Formel gleicht jener der FPÖ: 
Wenn das Land seine sozialstaatli-
chen Errungenschaften bewahren 
will, dann können diese nicht un-
eingeschränkt mit allen geteilt wer-
den.

Erfolg und deutsche Ablehnung
Das kam in der Bevölkerung gut 

an, schließlich zahlen die Dänen 
– ähnlich wie die Österreicher – 
viel Geld in ihr Sozialsystem ein. 
Dementsprechend kamen die So-
zialdemokraten als stärkste Kraft 
auf 25,9 Prozent und 48 Mandate – 
das sind ein paar Stimmen weniger, 
aber ein Sitz mehr als bei der letz-
ten Parlamentswahl 2015. Der von 
den Sozialdemokraten angeführte 
sogenannte „Rote Block“ kommt 
dank des guten Abschneidens an-
derer linksgerichteter Parteien auf 
91 der 179 Sitze im Parlament in 
Kopenhagen.

Aus der abstürzenden deutschen 
SPD ließ sich Ex-Chef Sigmar 
Gabriel zu der Bemerkung hinrei-
ßen, dass die Partei die Politik der 
dänischen Sozialdemokraten als 
Vorbild nehmen sollte – und ernte-
te dafür Hohn und Spott aus den ei-
genen Reihen.
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Rückführungsrichtlinie
ist nur eine Mogelpackung

Mit Erstaunen reagierte 
Ex-FPÖ-Innenminister Herbert 
Kickl auf die Meldungen, wonach 
die Reform der Rückführungsricht-
linie die illegale Einwanderung 
nach Europa einbremsen soll.

„Wie bei allem, was uns von der 
EU im Bereich Asyl als Verschär-
fung verkauft wird, gilt es, das 
Kleingedruckte zu lesen“, bemerk-
te Kickl und stellte fest: „Die Re-
form hat in weiten Teilen den Cha-
rakter einer Mogelpackung, durch 
die neue Hürden bei der Außerlan-
desbringung von illegalen Migran-
ten aufgebaut werden können.“

So könnte es in Zukunft unmög-
lich werden, abgelehnte Asylwer-
ber in andere Staaten als in ihre 
Herkunfts- oder die Transitstaaten 
abzuschieben, was auf das präven-
tive Aus für Rückkehrzentren in 
Drittstaaten hinauslaufe.

Das Ganze komme einem Aus-
bau der Rechte für abgelehnte 
Asylwerber gleich und ergebe in 
Kombination mit schwammigen 
Formulierungen eine Steilvorla-

ge für Asylanwälte, um noch mehr 
Probleme bei Abschiebungen ma-
chen zu können.

„Niemand, der über ein sicheres 
Transitland in die EU kommt, soll-
te um Asyl ansuchen dürfen. Das 
sollte nur noch für Personen gelten, 
die aus EU-Nachbarländern stam-
men. Das ist auch im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention und 
die einzige Möglichkeit, die extrem 
teuren Abschiebungen und damit 
das Milliardengeschäft der Schlep-
per zu verhindern“, forderte Kickl.

Kickl warnt vor Mogelpackung.
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Jahrhunderts ohne Perspektiven 
stecken geblieben.

Alois Neudorfer, Vöcklabruck

ÖVP-Umfaller
Die ÖVP mit dem überheblichen, 

machtgierigen Ex-Kanzler Kurz ist 
wieder einmal wankelmütig. Als 
die Schwarzen noch mit der SPÖ in 
der Regierung waren, da stimmten 
sie für ein Rauchverbot. Zwei Jahre 
später stellte die ÖVP den Kanzler 
und waren gegen ein Rauchverbot. 
Und jetzt, man glaubt es kaum, sind 
Kurz und Co. wieder für ein Rauch-
verbot. Diese ÖVP ist alles andere 
als glaubwürdig. Wer ersetzt den 
Lokalbesitzern und Wirten die Kos-
ten für den Umbau? Das sollten die 
Politiker der ÖVP sein und nicht 
der Steuerzahler. Als Nichtraucher 
bin ich dafür, dass es so bleibt, wie 
es jetzt ist. Es gibt viele andere 
Dinge, die genauso schädlich sind 
wie das Rauchen. 

Ernst Pitlik, Wien

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Moslemische Feiertage

Das Bundesministerium für Bil-
dung und Kunst „empfiehlt“ drei 
zusätzliche Feiertage für moslemi-
sche Schüler.  Das ist genauso eine 
Diskriminierung wie die Argumen-
tation zur Abschaffung des Kar-
freitags als Feiertag für Evange-
len und Altkatholiken. Wenn schon, 
dann gleiches Recht für alle Schü-
ler, denn noch ist der Islam, zum 
Leidwesen der Linken, in Öster-
reich nicht führend!

J.G.Ehrenreich,  Wien

Diese Übergangsregierung
Die Massenzuwanderung wird 

wieder ermöglicht, Abschiebun-
gen sind kein Thema und die Kri-
minalität steigt. Es gibt keine Kri-
tik an der EU – alle großen Medien 
sind auf „Linie“. Weil ein Teil der 
Nichtraucher darüber bestimmen 
will, ob ein Wirt in seinem eigenen 
Lokal Rauchen erlauben oder ver-
bieten kann, wird die Gastronomie 
bevormundet und geschädigt – und 
das in einem Land mit angebli- Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

cher Meinungsfreiheit. Die Ausfor-
schung der Hintermänner des „Ibi-
za-Videos“ wird wohl nie erfolgen. 
Einer der Gründe für den „Ab-
schuss“ von Innenminister Herbert 
Kickl, der schon beim BVT-Skan-
dal in ein Wespennest gegriffen 
hat. Kurzum, sämtliche Spuren der 
beim Volk so beliebten FPÖ-Ent-
scheidungen werden annulliert. 
Das ist die Arbeit der so tüchtigen 
Übergangsregierung, die im Ge-
gensatz zur vorherigen Regierung 
von keinem Wähler gewählt wurde.

Stephan Pestitschek,Strasshof

„Klimaflüchtling“ Hitze 
Eine Hitzewelle mit bis zu 36 

Grad hat Österreich zu erwarten, 
wobei es in Afrika kühler sein soll. 
Na wenigstens kann künftig eine 
Flucht nach Österreich mit der Be-
gründung „Klima“ ausgeschlos-
sen werden! So gesehen – die Hitze 
kann kommen!

Stefan Scharl, Klosterneuburg

Perspektivenlose SPÖ
Ein SPÖ-Parlamentarier möch-

te den Familienbonus laut seiner 
Aussage auf Twitter abschaffen. 
Alleine schon der Gedanke spiegelt 
die Realitätsferne gewisser Ge-
nossen in dieser Partei wider. Die 
SPÖ ist existentiell bedroht, ihre 
Mission für das 21. Jahrhundert 
ist vollkommen erstarrt, sie sind im 
Klassenkampfmodus des vorigen 
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Grätzlfest der
FPÖ Simmering 15

JUNI

Die FPÖ Simmering lädt am 
Dienstag, dem 18. Juni 2019, zum 
Seniorenstammtisch mit Bezirks-
vorsteher-Stellvertreterin Katharina 
Krammer ins Gasthaus „Auszeit-
stüberl “ (Grillgasse 20, 1110 Wien) 
Beginn: 15.00 Uhr.

Seniorenstamm-
tisch in Simmering18

Juni

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Dienstag, dem 18. Juni 2019, zum 
Bezirksteilstammtisch Breitenlee 
ins Gasthaus „Lindenhof“ (Brei-
tenleerstraße 256, 1220 Wien). Be-
ginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Mittwoch, dem 19. Juni 2019, zum 
Bezirksteilstammtisch Essling ins 
Café-Restaurant „Queen Essling“ 
(Esslinger Hauptstraße 63, 1220 
Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Die Innviertler FPÖ-Ortsgruppe 
St. Aegidi lädt am Samstag, dem 
23. Juni 2019, zum Frühschoppen 
mit Live-Musik der Gruppe „Bor-
riquito“ und Ehrengast FPÖ-Bun-
desrat Thomas Schererbauer ins 
Gasthaus „Kellerwirt“ der Familie 
Bogner (4725 St. Aegidi 7). Be-
ginn: 10.00 Uhr.

Bezirksteilstamm-
tisch Breitenlee

Bezirksteilstamm-
tisch Essling

FPÖ-Frühschoppen 
in St. Aegidi

18

19

23

Juni

Juni

Juni
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Rote Lüge zum „Schutz unseres Wassers“
Anscheinend ist in der SPÖ der 

letzte Genierer verloren gegangen. 
Während die Bundespartei im Par-
lament vorgibt, den Ausverkauf der 
heimischen Wasserressourcen ver-
hindern zu wollen, haben die Wie-
ner Genossen diese Initiative be-
reits vor neun Jahren torpediert.

„Die SPÖ hat bereits 2010 Teile 
des Wiener Wassers verscherbelt. 
Sich jetzt für einen Privatisierungs-
stopp des Trinkwassers einsetzen 
zu wollen ist mehr als unglaub-
würdig“, erinnert der geschäfts-
führende Landesparteiobmann, 
Vizebürgermeister Dominik Nepp, 
an die roten Machenschaften der 
Vergangenheit. Damals haben die 
Genossen unter Alt-Bürgermeister 
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Nepp: SPÖ hat schon mit Aus-
verkauf des Wassers begonnen.

Michael Häupl heimlich die Quel-
le Seisenstein in der Gemeinde 
Wildalpen einem privaten Speku-
lanten zugeschanzt.

„Die SPÖ verscherbelt Teile 
des Wiener Wassers an private In-
vestoren und will sich nun als An-
ti-Privatisierungspartei aufspielen“, 
zeigte der FPÖ-Vizebürgermeister 
die Taktik der Genossen auf. Leid-
tragende sind und waren die Wie-
ner, die finanziell davon nichts ha-
ben, dass ein Poker-Millionär aus 
Hongkong die Marke „Wildalpen“ 
im Ausland vermarkten dürfe. Und: 
Bürgermeister Ludwig war damals 
Mitglied der Wiener Landesregie-
rung und ist somit für die Privatisie-
rung politisch mitverantwortlich.

Maria Vassilakous letztes
grünes „Millionen-Erbe“
Wiental-Radweg der Vizebürgermeisterin wird zum Millionen-Grab

„Die grüne Noch-Verkehrsstadt-
rätin Maria Vassilakou schafft kurz 
vor ihrem Abgang aus der Politik 
mit ihrem neuesten Prestigepro-
jekt ‚Wiental-Radweg‘ ein weite-
res Millionen-Grab“, ärgerte sich 
der Verkehrssprecher der Wiener 
FPÖ, Klubobmann Toni Mahdalik. 
Im Verkehrsausschuss des Gemein-
derats in der vergangenen Woche 
haben SPÖ und Grüne 4,9 Millio-
nen Euro Steuergeld für dieses Pro-
jekt durchgewunken. Und die sonst 
so pseudo-kritischen Neos hätten 
dazu applaudiert, bemerkte Mah-
dalik.

Der Obmann der FPÖ-Maria-

hilf, Leo Kohlbauer zeigt sich über 
die fadenscheinige „Bürgerbetei-
ligung“ verärgert: „An einem ver-
regneten Wochenende wurden rund 
ein Dutzend zufällig im Alfred-
Grünwald-Park anwesende Perso-
nen über das Projekt informiert. 
Über Anrainer und Unternehmer 
des Naschmarktes wurde von Rot-
Grün einfach drübergefahren – und 
all das auf Kosten der Wiener Steu-
erzahler.“

Um 4.9 Millionen  Euro las-
sen Rot-Grün in Mariahilf 

70 Parkplätze verschwinden und 
drücken den Anrainern ungefragt 
einen Radweg am Naschmarkt 
aufs Auge. Ein weiteres Millio-
nen-Grab der Frau Vassilakou 
vor ihrem endgültigen Abgang.

Auf den Protest der FPÖ im Frühjahr hat Vassilakou nicht reagiert.

Projekt überdenken
Für die FPÖ muss das Projekt zu-

rück zum Start. Mahdalik erinnerte 
an die blauen Kompromiss-Vor-
schläge: „So hätte man entlang des 
kaum genutzten Gehweges an den 
Naschmarkt-Standln je einen Rich-
tungsradweg machen können. Mit 
der Errichtung der gewünschten 
Naschmarkt-Garage hätte der Ver-
lust von mehr als 70 Parkplätzen 
abgefangen werden können.“
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Küniglberg und Argentinier-
straße halten eine Menge Nachru-
fe bereit. Und zwar von noch Le-
benden, von denen man annimmt, 
dass sie’s nimmer lang machen 
werden.

Im Ernstfall ist das Werk mit 
kleinen Ergänzungen fertig.

Nekrologe gibt’s aber nicht nur 
für Tote. Besonders bei Politikern 
muss man sie schon für deren 
weitere Lebzeiten bereithalten. 
Drum bin ich sicher, dass Frau 
Rendi griffbereit in den Laden 
liegt. Sie sitzt längst wie eine zu 
schwere Eule auf einem mor-
schen Ast.

Ihr Abgang wird aber kein Erd-
beben verursachen. 

Ob politische Erdbeben in 
nächster Zeit überhaupt statt-
finden, ist noch unklar. Es ist 
Vorwahlzeit. Ich kann mir gut 
vorstellen, dass so manche drauf 
Dressierte emsig suchen und su-
chen lassen, wo’s denn da und 
dort das eine oder andere schwar-
ze Fleckerl gibt.

Dass sie solche „Flecke“ aber 
auch erfinden, sieht man am Her-
bert Kickl. Der ist ja der reinste 
Gottseibeiuns gewesen. Für mich 
ist er der beste Innenminister, den 
wir je hatten, aber eben das ist es 
ja. Das halten sie nicht aus.

Mir tät an seiner Stelle die 
Geduld reißen. Ich würde jedem 
Blödbehaupter und Anpatzer so 
richtig eine – na ja, träumen wird 
man doch noch dürfen.

Dichtung und Wahrheit

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Der Salzburger 
Landtag hat die 
Landesregierung 
aufgefordert, da-
für zu sorgen, 
dass die Was-
serversorgung 
der Salzburger 
B e v ö l k e r u n g 
mit hochwertigem Trinkwasser si-
chergestellt wird. „Der Schutz des 
heimischen Wassers war unsere In-
tention, und wir freuen uns, dies er-
reicht zu haben“, erklärte FPÖ-Ab-
geordneter Andreas Teufl.

8,9 Prozent der burgenländi-
schen Betriebe wurden 2018 neu 
gegründet oder durch Betriebsüber-
nahmen neu aufgestellt. „Um For-
schung und Innovation zu stärken, 
haben wir gezielte und nachhaltige 
Fördermaßnahmen für Jungun-
ternehmer etabliert, durch die die 
Gründung eines Unternehmens er-
leichtert wird“, erklärt Wirtschafts-
landesrat Alexander Petschnig. Mit 
rund 1.700 Neugründungen rangie-
re das Burgenland im österreichi-
schen Spitzenfeld. Das Land gebe 
Impulse für eine starke Wirtschaft 
und neue Arbeitsplätze.

Wirksame Förderung

KÄRNTEN

SALZBURG

Schutz des Wassers

Die Enquete des Kärntner Land-
tages zum Thema „Verkehr, Mo-
bilität und Infrastruktur“ habe 
schnell klar gemacht, dass Kärnten 
in der Schlusslichtposition aller 
Bundesländer verharrt, weil SPÖ 
und ÖVP jahrelang keine vernünf-
tigen und effizienten Maßnahmen 
zur Attraktivierung des öffentli-
chen Verkehrs in Kärnten umge-
setzt haben, zog FPÖ-Klubobmann 
Gernot Darmann ein ernüchterndes 
Resümee über die Expertenausfüh-
rungen. „Wir Freiheitliche fordern 
die Kärntner Landeregierung daher 
auf, endlich auf unsere Vorschäge 
für eine Bus- und Bahnoffensive 
in Kärnten einzugehen. Jetzt ist 
rasches Handeln insbesondere im 
Sinne der Pendler, der Senioren 
sowie unserer Kinder und zum 
Schutz und Erhalt unserer Natur 
und Umwelt gefordert“, betonte 
Darmann.

Öffentlicher Verkehr

Im Zusammenhang mit dem 
Hungerstreik von 17 Migranten in 
der Rückkehrberatungseinrichtung 
in Fieberbrunn gehen nun auch po-
litisch die Wogen hoch, startete die-
ser doch, als SPÖ und Grüne zufäl-
lig bei einem Lokalaugenschein in 
der Einrichtung waren. „Das wirft 
natürlich ein völlig neues Licht auf 
diese Causa“, bemerkte FPÖ-Lan-
desobmann Markus Abwerzger und 
warf den beiden Parteien „unan-
gebrachte Hysterie“ vor. In dieser 
Einrichtung sind abgelehnte Asyl-
werber untergebracht, die auf ihre 
Abschiebung warten – aufgrund 
rechtsstaatlicher Entscheidungen.

Markus Abwerzger

TIROL

Nur rot-grüne 
Hysterie

Andreas Teufl

BURGENLAND

NIEDERÖSTERREICH
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Übergangsverteidigungsmi-
nister Thomas Starlinger 

sorgt mit Schließung der Sicher-
heitsschule in Wiener Neustadt 
für allgemeine Verärgerung.

Die Heeres-Sicherheitsschule in 
Wiener Neustadt, ein gemeinsa-
mes Projekt des Verteidigungs- und 
des Bildungsministeriums, das als 
Nachfolge des Bundesrealgymna-
siums an der Theresianischen Mi-
litärakademie gedacht war, soll ge-
schlossen werden.

Willkürakt des Ministers
Das verkündete letzte Woche der 

Verteidigungsminister der Über-
gangs-Beamtenregierung, Thomas 
Starlinger, Ex-Adjutant von Bun-
despräsident Alexander Van der 
Bellen. „Kein  Österreicher hat den 
Herren gewählt, und er setzt 53 
Kinder von heute auf morgen auf 
die Straße. Das ist zum Schämen 
und auf‘s Schärfste zu verurteilen“, 

empörte sich der geschäftsführen-
de FPÖ-Landespartei- und Klubob-
mann Udo Landbauer.

Große Enttäuschung und Unsi-
cherheit herrscht bei den Eltern und 
Schülern, die davon per E-Mail 
und Brief in Kenntnis gesetzt wur-

den. „Die Kinder haben hart gear-
beitet und sich monatelang inten-
siv auf die einzigartige Ausbildung 
vorbereitet“, erklärte Landbauer 
und kündigte an, dass die Freiheit-
lichen das Projekt auf alle Fälle er-
halten wollen.

Van der Bellens Adjutant setzt
53 Schulkinder auf die Straße!
FPÖ fordert Rücknahme der Schließung der Heeressicherheitsschule

Innerhalb weniger Jahre haben 
sich die Grundstückspreise in Vo-
rarlberg praktisch verdoppelt. Da-
mit wurde der Wunsch vieler Vo-
rarlberger nach einem Eigenheim 
zerstört. „Es wäre Aufgabe der 
Politik gewesen, dieser besorg-
niserregenden Entwicklung aktiv 
entgegenzusteuern“, kritisiert der 

freiheitliche Wohnbausprecher Jo-
achim Weixlbaumer die Untätig-
keit der schwarz-grünen Landesre-
gierung.

Die explodierenden Grund-
stückspreise verlangen nach Alter-
nativen, die von der öffentlichen 
Hand angeboten werden müssen, 
fordert Weixlbaumer: „Mit einer 
aktiven Bodenpolitik der Gemein-
den wie des Landes zur Sicherung 
von dringend notwendigen Flä-
chen, die dann zu attraktiven Kon-
ditionen für den Wohnbau – den 
sozialen Wohnbau wie auch dem 
Eigenheimbereich – zur Verfügung 
gestellt werden, könnte ein preis-
dämpfender Impuls gesetzt wer-
den.“

Das wäre einem sparsamen Um-
gang mit Grund und Boden ge-
recht und würde andererseits eine 
bessere Nutzung der vorhandenen 
Bauflächen durch mehrgeschossige 
Bauten eine optimalere Kostenent-
wicklung bewirken, zeigt sich der 
FPÖ-Wohnbausprecher überzeugt.

Weixlbaumer: Politik muss die 
Preisexplosion stoppen.

Preisexplosion stoppen!
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VORARLBERG

Landbauer: FPÖ fordert planmäßigen Start des Schulbetriebs.
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Festspiel-Politiker ignorieren 
die steigende Kriminalität
Salzburg ist schon lange keine schwarz/grün/rosa Märchenwelt mehr

Die selige Festspiel-Märchen-
welt Salzburg. Dass die bereits in 
weiter Ferne liegt, hat sich noch 
nicht bis in die hohe Gesellschaft 
der Landesregierung durchgespro-
chen. Kein Tag vergeht, an dem 
Drogenkriminalität, Diebstähle 
oder Gewaltverbrechen die Lokal-
nachrichten nicht beherrschen.

Und seit letzter Woche ziert ein 
weiteres Gewaltverbrechen die 

traurige Bilanz der Landeshaupt-
stadt. „Dass Haslauer und die will-
kommensklatschenden Schellhorns 
lieber im Altstadtbezirk der Bus-
si-Bussi-Gesellschaft ihre Aufwar-
tung machen und sich eher selten 
in den Brennpunkt-Stadtteilen bli-
cken lassen, verwundert nicht, fin-
den doch dort weder Festspiel-Ak-
tivitäten noch Promi-Empfänge 
statt“, bemerkte FPÖ-Landespar-
teiobfrau Marlene Svazek zur 
Schießerei im Stadtteil Lehen.

ÖVP ignoriert die Entwicklung
Während die ÖVP tatenlos zu-

sieht, braucht Österreich wieder 

Kein Tag, an dem Salzburg 
nicht von Verbrechen terro-

risiert wird. ÖVP-Bürgermeister 
Preuner und ÖVP-Landeshaupt-
mann Haslauer sehen tatenlos zu.

einen Innenminister vom Kaliber 
Herbert Kickls, der rigoros und 
konsequent gegen Gewalttaten vor-
geht. Die Landespolitik stiehlt sich 
dabei aus der Verantwortung und 
schiebt die Zuständigkeit ab, kri-
tisiert Svazek: „Wir Freiheitliche 
verlangen seit Jahren Lösungen 
wie etwa die Sicherheitswache!“

Sie fordert die Landesregierung 
auf, sich auf einen lösungsorien-
tierten Lokalaugenschein in die 
betroffenen Stadtteile zu begeben: 
„Unser Ziel ist ein Sicherheitsplan, 
damit sich die Bürger auch au-
ßerhalb des Festspielareals in den 
Sommermonaten sicher fühlen.“
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So könnte der Titel des Dramas 
der derzeitigen österreichischen 
Innenpolitik lauten, wenn es um 
die neu entflammte Debatte rund 
um das Rauchen in Lokalen geht.

Dass die FPÖ die einzige Partei 
ist, die auch jene Gaststättenbe-
treiber im Auge hat, die vor Jah-
ren hohe Investitionen auf sich 
genommen haben, um gesetzes-
konform Raucher- von Nichtrau-
cherabteilen abzutrennen, steht 
außer Frage.

Ebenso, dass wir Freiheitliche 
uns für direkte Demokratie aus-
sprechen, sodass auf ein Volks-
begehren mit einem derartig 
hohen Zuspruch eine verbindli-
che Volksabstimmung führt. Die 
„Volkspartei“ kann mit beiden 
Ideen nichts anfangen, wird nun 
nach der Sprengung der Re-
gierung wortbrüchig und sucht 
bereits vor Neuwahlen „neue“ 
Partner, um einstige Regierungs-
beschlüsse parlamentarisch „aus-
zumerzen“.

So wird Ex-Kanzler Kurz künf-
tig wohl auch von Landeshaupt-
mann Haslauer beraten werden, 
gerade, wenn es um die Selektion 
von Mehrheitsbeschaffern geht. 
Fakt ist, „Türkis“ hat sich an der 
Hartnäckigkeit der FPÖ im Bund, 
die im Auftrag der Österreicher 
regiert hatte, die Zähne ausge-
bissen. Da hat es der Schwarze 
Häuptling aus Salzburg wesent-
lich leichter: Devote Grüne und 
willfährige rosa Neos üben sich 
im akkordierten Kopfnicken auf 
der Regierungsbank und in den 
Abgeordnetenreihen.

Klar, die gewünschten schwa-
chen Partner für eine ebenso 
schwache Politik. Wollen wir 
wirklich Salzburger Verhältnisse 
in ganz Österreich? Wir sagen 
klar: Nein!

Wahlfreiheiten

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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Die Zahl angezeigter Gewaltta-
ten in steirischen Bildungseinrich-
tungen erreichte im vergangenen 
Jahr einen Rekordwert von 210 
Anzeigen. Im Vergleich zum Jahr 
2014 mit ganzen 26 Anzeigen ha-
ben sich diese um das Achtfache 
erhöht.

„Angesichts des zunehmenden 
Gewaltpotentials an steirischen 
Schulen ist es höchst an der Zeit, 
dieser Problematik mit effektiven 
Maßnahmen entgegenzuwirken. 
Es muss Sanktionsmöglichkeiten 
geben, bevor es zur Eskalation 

kommt. Dafür brauchen Pädago-
gen auch den notwendigen Rück-
halt, um entsprechende Sanktionen 
setzen zu dürfen, ohne gleich dafür 
verteufelt zu werden“, forderte 
der geschäftsführende steirische 
FPÖ-Klubobmann Stefan Her-
mann.

Vor allem aus Migrantenfamili-
en stammende Schüler haben ein 
massives Autoritätsproblem mit 
Lehrkräften. Den Kindern und El-
tern muss klargemacht werden, 
dass Gewalt und Respektlosigkeit 
an Schulen nicht toleriert werden.

Durchgreifen gegen Gewalt
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STEIERMARK

Hermann: Härteres Durchgreifen 
gegen Gewalt an den Schulen.

ÖVP feiert Festspiele und ignoriert die zunehmende Kriminalität in Salzburg.

LÄNDER-
SACHE
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Rechtsanwalt her 
für das Amt bes-
tens geeignet ist: 
Rosenkranz sei 
ein „gemäßigter 
Blauer mit fei-
ner, wenn nötig 
scharfer Klin-
ge“. Rosen-
kranz folgt in 
dieser Funktion 
Peter Fichten-

bauer nach.

Bisher hat nur 
die ÖVP den 
Wahlkampf ge-
startet, aber schon 
ahnt die „Kronen 
Zeitung“, was Se-
bastian Kurz damit 
angezettelt hat: 
„Wahlkampf wird 
Schlammschlacht“. 
Denn Kurz schiebt 

WovordieSPÖwarnen könnte: un-
leistbareWohnungen, Pflegenotstand,

Altersarmut, sozialeUngerechtigkeit,

Plastikflut,Umweltzerstörung, Klima-

wandel.WovordieSPÖwarnt:die
WählervorTürkis-Blau.
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CONNY BISCHOFBERGER

Moment

Die Kraft der
Unabhängigkeit.
Jetzt Krone lesen.
6 Monate um
nur 60 Euro!

     kroneservice.at

UnserWeg
hat erst begonnen.

Rot-Blau hat bestimmt.
Das Volk wird entscheiden.

Die
Plastik

Plage

Kampf gegen Plastikplage
noch härter führen?

Pfingstgedanken
Nach der Krebsdiagnose

im März sagte Kardinal
Schönborn diesen Mut ma-
chenden Satz: „Es ist ei-
gentlich eineWin-win-Situ-
ation. Ich freue mich, wenn
ich geheilt werde, und ich
freue mich, wenn ich früher
oder später in das ewige Le-
ben gehen kann.“
Nun hat ihn Österreich

wieder, Gott sei Dank. Am
Sonntag feierte Schönborn
mit mehreren tausend
Gläubigen den Pfingstgot-
tesdienst im Wiener Ste-
phansdom, es war sein ers-
ter öffentlicher Auftritt
nach gut überstandener
Operation und mehrwöchi-
ger Erholungsphase. Und,
wie erwartet, sprach da
wieder der Mahner, der den
Finger auf dieWunde legt.
Pfingsten ist ja das Fest

des Heiligen Geistes, unter
dem man sich schwer etwas
vorstellen kann. Aber der
Kardinal beschrieb ihn so,
dass er richtig greifbar wur-
de. Als guten Geist, der in
wirren Zeiten nötiger sei
denn je. Er spielte auf den
Regierungsbruch an, auf
viel Unschönes, das dem
Gegenteil des gutenGeistes
entsprungen sei.
Geben wir dem Ungeist

im kommendenWahlkampf
keinen Raum, appellierte er
an die Politiker und forder-
te alle zu einem guten Mit-
einander auf. Der Theologe
Paul Zulehner spann den
Gedanken beim Pfingsttref-
fen inWeiz nochweiter. Das
Ibiza-Video könnte einen
notwendigen Heilungspro-
zess für Österreichs Politik
in Gang setzen, ähnlich wie
der Glykol-Skandal, nach
dem der Wein erstklassig
geworden sei. Gelinge das
nicht, so stünden Würde,
Glaubwürdigkeit und politi-
sche Autorität auf dem
Spiel. Erstklassige Pfingst-
gedankenwaren das.

� Ganztagesbetreuung
Nunmehren sich nicht nur
die Begehrlichkeiten an die
Übergangsregierung, son-
dern auch die Initiativanträ-
ge zur Durchsetzung einzel-
nerVorhaben. So werden
ÖVP und FPÖ die Mittel für
die Nachmittagsbetreuung
der 6- bis 14-jährigen Schü-
ler sicherstellen. Bundes-
kanzlerin Brigitte Bierlein
zeigt sich zufrieden.

� Dienstfreistellung
Der steirische SPÖ-Chef
Matthias Schickhofer appel-
liert an die neue Regierung,
die Dienstfreistellung für die
Feuerwehren im Katastro-
phenfall nicht aufzuschie-
ben. Die Unwettersaison ha-
be bereits begonnen, es ge-
be einen Beschluss der Lan-
desfeuerwehren, das Anlie-
gen müsse ernst genommen
werden, so Schickhofer.

� Komplette Übernahme
Die Signa-Gruppe desTiroler
Milliardärs und Investors
Rene Benko übernimmt
sämtliche Anteile an der
WarenhausgruppeGaleria
Karstadt Kaufhof. DieVer-
träge wurden bereits unter-
schrieben, derVollzug der
Transaktion wird für den
Herbst erwartet – allerdings
müssen die Kartellbehörden
noch zustimmen.

�ÖVP, Grüne
und Neos – das
löst bei Heinz-

Christian Strache
Panik aus.

Österreich verschafft ihm
dabei Rückenwind: Die

Mehrheit war gegen den

Misstrauensantrag, Se-

bastian Kurz legte in den

jüngsten Umfragen dem-

entsprechend zu.
Der ehemalige Regie-

rungspartner FPÖ hin-

gegen lässt kein gutes

Haar mehr an der ÖVP.

Auf seiner Facebook-Seite

malt Ex-Vizekanzler
Heinz-Christian
Strache das Chaos
in Form einer
ÖVP-Neos-Grü-
nen-Koalition an
die Wand. Noch
ist allerdings auch
unklar, wie die
Blauen mit ihrem
gefallenen Chef
umgehen.

Der ehemalige Bundes-

kanzler, der dies auch

rasch wieder werden will,

hat ein klares Feindbild

auserkoren: Rot-Blau, die

gemeinsam die Regierung

gestürzt haben. Sebastian

Kurz wird in den nächsten

Monaten keine Gelegen-

heit auslassen, um vor

einer SPÖ-FPÖ-Koali-

tion zu warnen. Die der-

zeitige Stimmungslage in

Alle Parteien betonen zwar, keine
sfalls schon im

Wahlkampf zu sein, tatsächlich ab
er ist das Ringen

umStimmen längst in vollemGang
e.ÖVP-Chef Se-

bastian Kurz startet heute seine
Österreich-Tour,

und die ersten Plakate sowie Fa
cebook-Einträge

machen klar, wer der jeweilige Lie
blingsgegner ist.

Wahlkampf wird
Schlammschlacht

Kurz schießt sich auf Rot und Blauein
Kurz macht deutlich, wie er denWahlkampf anlegt

Nach dem steirischen

Landeshauptmann Her-

mann Schützenhöfer (ÖVP)

plädiert nun auch Caritas-

Präsident Michael Landau

für eine Reform der umstrit-

tenen Karfreitags-Regelung.

Dies wäre ein „positives Sig-

nal“, so Landau in seiner

Pfingstmontags-Predigt im

Wiener Stephansdom. Er

würde sich freuen, wenn „im

geduldigen Gespräch ge-

meinsam mit den Kirchen

und Religionsgemeinschaf-

ten, vor allem aber auch den

Sozialpartnern, eine gute

Lösung gelingt“, betonte der

Caritas-Präsident.

„Karfreitag neu
verhandeln“

Die Caritas appelliert:

Caritas-Päsident Landau

Für dasObst-
sackerl aus
Plastik kommt
das Aus.

300.000 Tonnen Plastikver-

packungen im Müll – um

zwei Drittel mehr als noch

vor 20 Jahren.
Die Maßnahme sei ge-

plant, aber noch nicht ganz

fertig, so die ehemalige

ÖVP-Umweltministerin
Elisabeth Köstinger zur

„Krone“. Man stehe in in-

tensivemKontakt zu Handel

und Wirtschaft, auch Um-

weltschutzorganisationen
seien in die Verhandlungen

eingebunden. Es gehe bei der

Verpackung auch darum,

die Lebensmittel haltbar zu

machen, ein Verbot, das zu

mehr Verderblichkeit der

Nahrungsmittel führe, sei

auch nicht sinnvoll, so Kös-

tinger. Sie betont: Derzeit

liege das Vorhaben auf Eis,

werde aber nach der Wahl

wieder aufgenommen. DV

Im vergangenen Dezem-

ber hat die türkis-blaue Re-

gierung bei einem Minister-

ratsvortrag die Ziele vorge-

geben: Das Verbot von

Kunststofftragetaschen, ein

Verbot der Beimengung von

Mikroplastik in Kosmetik-

produkten und Reinigungs-

mitteln sowie eine Reduk-

tion der Plastikverpackun-

gen um 20 bis 25 Prozent.

Verpackung: Jährlich
300.000 Tonnen im Müll
Genau auf diese Beschrän-

kung pocht nunGreenpeace.

Sonst sei zu befürchten, dass

das Plastiksackerlverbot zu

einer Zunahme von verpack-

ter Ware führe und damit zu

einem „Eigentor für die Um-

welt“ werde, so die Natur-

schützer. Laut Greenpeace

landen in Österreich jährlich

Diese Woche fixieren ÖVP und F
PÖ, wie berichtet,

das Verbot für das Plastiksacker
l. Doch das soll noch

nicht der letzte Schritt gewesen
sein. Die Umwelt-

schutzorganisation Greenpeace fo
rdert das Aus für alle

Gratis-Wegwerf-Sackerln sowie e
ine deutliche Reduk-

tion der Verpackungen. Diese Ma
ßnahme sei auf dem

Weg, betont Ex-Umweltministerin
Elisabeth Köstinger.

„Plastikverbot muss weitergehen“
aus Kunststoff�Umweltschützer vonGreenpeace ford

ern:

�Ab 2020 kommtAus für das Sackerl

conny.bischofberger@kronenzeitung.at

EHRLICHGESAGT

Österreich darf nicht zu falschen Lös
ungen greifen:Wennwir die

750 MillionenWegwerfsackerln aus Plastik mitWegwerfsackerln

aus Bio-Plastik oder Papier ersetzen,
habenwir der Umwelt keinen

Gefallengetan.Wir brauchen einAus für alleGratis-Wegwerfsackerln.

Der UmweltschutzorganisationGreen
peace geht der Gesetzesentwurf nicht

weit genug

FRAGEDESTAGES

KRONE.AT-VOTING 16.233 TEILNEHMER, Stand 20Uhr

HERR NIMMERWURSCHT

18%Nein

82%Ja

Fo
to
s:
Ö
st
er
re
ich

isc
he

Vo
lks

pa
rte

i

Fo
to
:P
et
er
To
m
sc
hi

Fo
to
:a
qu
ar
-s
to
ck
.ad

ob
e.c

om

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

k u r i e r . a t

FAKTEN

Dienstag I 11. Juni 2019

POLITIK
3

VON MICHAEL BACHNER, JOHANNA HAGER, RAFFAELA LINDORFER

„Keine Heimtherapie bei seltener Krankheit
“, „50.000 Euro

Wassergebühr“, oder „Fä
kalien in der Donau – sind Kreuz-

fahrtschiffe schuld daran?“ Das ist die Bandbreite an The-

men,dieGertrudeBrinek
,GüntherKräuterund

PeterFich-

tenbaueralternierendi
nderbeliebtenORF-Sen

dung„Bürger-

anwalt“ (durchschnittlich 396.0
00Zuseher) jüngstdiskut

ierten.Ab

1. Juli wird Moderator Peter Reseta
rits drei neue Volksan-

wälteumihreExpertisebitten,de
nnkeinerderobenGen

ann-

ten bleibt im Amt. Die drei stärksten Parteien im Parlament

stellen die Volksanwälte und sie haben sich für neue Vertre-

Drei Ombudsmänner für da
s Volk

Volksanwälte. Erstmals seit 1983ohneFraue
n–amDonnerstagwerdenAm

on,AchitzundRosenkra
nzgewählt

ter entschieden. Am kommenden Donnerstag werden die

dreiimParlamentfür6Jahre(miteinerVerlängerungso
ption)

gewählt, am 1. Juli starten sie – allerdings wird erstmals seit

1983 keine FrauderVo
lksanwaltschaft angehören.

Die ÖVP nominierte statt Brinek (die
nach zwei Amtsperioden

ausscheiden muss) den ehemaligen Generalsekretär Werner

Amon; die SPÖ statt Günther Kräuter
, der gerne weiterge-

macht hätte, den Gewerkschafter Bernhard Achitz. Die

FPÖ hätte Gesundheitssprecherin
Dagmar Belakowitsch-

Jenewein entsandt – doch nach den Personalrochaden in

der Partei in Folge des Koalitionsbruchs kommt der Jurist

undbisherigeKlubchef
WalterRosenkranz zum

Zug.

Die Volksanwaltschaft zählt zu den „Obersten Organen“

der Republik. Sie kontro
lliert seit 1977 die öffentliche Verwal-

tung; seit 2012 hat sie ob eines UNO-Mandats auch den Auf-

trag, die Einhaltung der Menschenrechte zu sichern. 90 Mit-

arbeiter stehen den drei Volksanwälten zur Seite. Sie selbst

sind unversetzbar und unabrufbar – aber nur s
o einflussreich,

wie sie ihre Kontakte zu Politik und Medien nutzen können.

EinVolksanwalt verdient imMonat brutto 14.000Euro
.

Die Statistik zeigt: 16.0
00 Menschen wandten sich 2018

andie Volksanwaltschaft. Bei derHälfte
der Fällewurde eine

Prüfungveranlasst.MeistgingesdabeiumFragenausdenBe-

reichenAMS, Pflege, Pension, Asyl
oder Justiz.
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UT
H

Ein „Polit-Dinosaurier“ mit

schwarzer Bilderbuch-Kar
riere

sen „schwarzen Netzwerks“

im Innenministerium. In der

Kritik stand er wegen seiner

Freundschaft zu einem be-

schuldigtenBVT-Beam
ten.

Amontrat imU-Ausschuss

–sojovialundzuvorkom
mend

er wirken mag – in seiner

Funktion als Fraktionsführer

aber auch als scharfer A
ngrei-

fer in Erscheinung, nah
m sich

kein Blatt vor denMund: Ent-

gegen der türkis-blauer Koali-

tionsräson übte er hefti
ge Kri-

tikanFPÖ-InnenministerHer-

bertKickl.
Der vierfache Vater folgt

Volksanwältin Gertrude Bri-

nek nach, die für Strafvoll-

zug, Steuern und Denkmal-

schutz zuständigwar. Brinek

hätte sich zwar eine Frau als

Nachfolgerin gewünscht,

sagte aber: „Erwird seine Sa-

chesichergutmachen.“

VO
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Sozialexperte will Verwalt
ung

mit „Herz und Hirn“
letzt in Sachen Kassenfusion

zurSacheging.
Als Volksanwalt muss

Achitz Missstände in einem

noch wesentlich breiteren

Kontext aufzeigen. Erw
ill „im

Interesse der Menschen ein

Auge darauf haben, dass die

öffentliche Verwaltung mit

Herz und Hirn funktioniert“.

Bis das überall so ist, kann es

dauern. Doch ihm wird von

Freund und Feind attestiert,

ein zäher Verhandler mit lan-

gem Atem und exzellentem

Fachwissenzusein.
Privathaterkürzlichsei

ne

langjährige Lebensgefährtin

geheiratet, die auch aus dem

ÖGB stammt. Zusammen

kommt das Patchwork-Ehe-

paar auf drei Kinder un
d drei

Enkerln. Sollte da noch Zeit

fürs Hobby bleiben, sch
wingt

sichAchitzauf seinRenn
rad.
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A/
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R
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A/
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Gemäßigter Blauer mit „fe
iner,

wenn nötig scharfer Klinge
“

tionsführer der Freiheitli-

chen im Korruptions- oder

Eurofighter-Untersuch
ungs-

ausschusssitzt,musiziertRo-

senkranz, der an der Hoch-

schule fürMusikunddarstel-

lende Kunst Gitarre studiert

und eine Ausbildung zum

Musikschullehrer absolviert

hat. „Bis auf das fehlen
de so-

zialistische Parteibuch hätte

ich jedeVorgabe erfüllt
“, ließ

er anlässlich der Staats-

operndirektor-Bestellu
ng

vonBogdanRoščić 201
6wis-

sen.
Seit 2010 ist der Rechts-

anwalt und Strafverteidiger

verheiratet – 2011 kam
Sohn

Rupert auf die Welt. Ehefrau

Susanne ist ebenfalls Ju
ristin

und trat 2017 gleichsam in

dieFußstapfenihresMannes.

Susanne Rosenkranz ist

Stadträtin inKrems.
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3 Parteien
Volksanwälte
werden von
den drei
stärksten
Parteien vor-
geschlagen
und vom Par-
lament für
sechs Jahre
gewählt.

19
Volksanwälte
seit 1977
Erstmals seit
1983 wird
dem Gremium
keine Frau
angehören

66
Beschwerden
gab es 2018
pro Arbeitstag

Werner Amon hat das, was

man eine (schwarze) politi-

sche Bilderbuch-Karriere

nennenkönnte.
1969geboren inGraz,w

ar

er Bundesschulspreche
r, stu-

dierte inWien, Londonund in

denUSAundistFachmannfür

Werbung und Marketing.

1993 wurde er Bundesob-

mann der Jungen ÖVP – ein

Amt,dasderSteirerachtJah
re

lang ausübte –; danach
war er

sechs Jahre lang Generalse-

kretär des ÖVP-Arbeitneh-

merbundes und Generalse-

kretär der ÖVP. Er galt
mehr

als (Reinhold) Mitterlehner-

denn als (Sebastian) Kurz-

Mann, aber immer als treuer

Parteisoldat.
25 Jahre lang saß er im

Nationalrat, den der „Polit-

Dinosaurier“, wie er einmal

tituliert wurde, jetzt verlässt,

umfürdieÖVPdasehrenw
er-

te Amt des Volksanwalts an-

zutreten.Erselbstmeintübri-

gens, er wäre am ehesten ein

„Triceratops“: klein, bullig

undmitNackenschild.

Letzteres hat Amon im

Zuge des Untersuchung
saus-

schuss zur Causa BVT ge-

braucht. Ihm wurde vorge-

worfen, er sei Teil des o
minö-

ÖVP: WERNER AMON

SPÖ-Vorsitzende Pamela

Rendi-Wagner hat sich für

Bernhard Achitz (54), den

langjährigen Leitenden Se-

kretär im ÖGB, als neuen

Volksanwaltentschieden.

Das darf durchaus als h
ö-

here Auszeichnung für den

Gewerkschafter verstanden

werden,hatdieSPÖ-Ch
efin in

der Opposition doch inWahr-

heit nur zwei Jobs zu verge-

ben: Die Klubführung i
m Par-

lamentunddenVolksanwalt.

Und so folgt der gelernte

Jurist undExperte fürS
ozial-

politik auf den Volksanwalt

und früheren SPÖ-Bundes-

geschäftsführer Günther

Kräuter. Dieser hat zw
ar aus

seinem Verlängerungs-

wunsch kein Hehl gemacht

hat, aber gegen Achitz den

Kürzerengezogen.
Dem neuen roten Volks-

anwaltistzuzutrauen,dass
er

das eine oder andere „heiße

Eisen“ angreift. Achitz, der

auch als AK-Präsident i
mGe-

spräch war, kann auf breite

Erfahrungzurückgreife
n:Als

Sozialpartner saß er neun

Jahre im Verwaltungsrat des

AMSund13JahrealsVize
im

Hauptverband der Soz
ialver-

sicherungsträger, wo
es zu-

SPÖ: BERNHARD ACHITZ

„Den lässt sich die FPÖ nicht

herausschießen,“sagtW
alter

Rosenkranz nach Bekannt-

werdender Ibiza-Affär
e über

den damaligen Innenminis-

ter Herbert Kickl. Jetz
t geht

der 56-jährige Rosenkranz

selbst nach elf Jahren aus

demParlamentundüberlässt

den Posten des FPÖ-Klubob-

manns Kickl. Der Landes
par-

teiobmann der FPÖ-Nieder-

österreich hatte die Spitzen-

funktion im Klub erst Ende

2017 im Zuge der ÖVP-FPÖ-

Koalitionübernommen.

Der promovierte Jurist

gilt als „homo politicus“ und

„gemäßigter Freiheitlicher.

Er ist Burschenschafter
, kon-

servativ, korrekt, pragma-

tisch, politisch nie extrem“,

charakterisiert ihn ein lang-

jähriger Weggefährte. Nur

mit einem sei der gebürtige

Kremser, der von 1988 bis

2017 im Gemeinderat saß,

stets aufgefallen: mit seiner

Sprache. Er ist „ein bril
lanter

Rhetoriker“, beherrsch
e „die

feine,wennnötigauch
schar-

fe Klinge“ und ist auch des-

halb gern gesehener Gast in

politischen Diskussionsrun-

den.
Wenn er nicht als Frak-

FPÖ: WALTER ROSENKRANZ

Gertrude Brinek gibt na
ch zwei

Amtsperioden an Amon
ab

Der 50-Jährige
war 25 Jahre
NR-Abgeord-
neter, zuletzt
ÖVP-General-
sekretär. Er
löst Gertrude
Brinek ab

Steirer und Ex-SPÖ-Ges
chäfts-

führer Kräuter scheidet
aus

Der 54-Jährige
Leitende

Sekretär im
ÖGB wechselt
in die Volks-
anwaltschaft
und löst dort
Kräuter ab

Jurist Peter Fichtenbaue
r

geht nach einer Periode
im Amt

Der 56-Jährige
machte für

Kickl den Platz
als FPÖ-Klub-
chef frei. Als
Volksanwalt
folgt er auf
Fichtenbauer
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Medien

GEZWITSCHER

die Schuld für das Ende der 
Koalition der SPÖ und der FPÖ 
in die Schuhe, die es gewagt 
haben, seinen Putschversuch 
für eine ÖVP-Alleinregierung 
im Parlament abzuwählen.

Blumen streut hingegen 
der „Kurier“ ausnahmswei-
se einem Freiheitlichen, dem 
FPÖ-Kandidaten für die Volks-
anwaltschaft, Ex-Klubobmann 
Walter Rosenkranz, der auch 
von seinem Zivilberuf als 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Hätte die ÖVP die Koalition 
nicht gesprengt, wäre die 

Rundfunkgebühr bereits Ge-
schichte. Die FPÖ hält an deren 
Abschaffung weiter fest.

Die FPÖ wird an ihrer Forderung 
nach Abschaffung der ORF-Gebüh-
ren festhalten, erklärte FPÖ-Me-
diensprecher Hans-Jörg Jenewein 
in einem Interview mit den „Salz-
burger Nachrichten“ – zumal man 
in der Koalition mit der ÖVP das 
auch schon fixiert habe.

Neuer Anlauf im Herbst
Aber die von der FPÖ angestreb-

te ORF-Reform sei auch nach dem 
Ende der Koalition mit der ÖVP 
noch nicht gestorben. In manchen 
Punkten seien die Freiheitlichen 
beispielsweise von der SPÖ „nicht 

weit weg“, bemerkte Jenewein. So 
gebe es Übereinstimmung, dass 
etwa die Besetzung des Stiftungs-
rats nach den Kräfteverhältnissen 
im Parlament besetzt werden soll-
te. Das wäre offener als die jetzige 
„verdeckte Parteipräferenz“ über 
Vorfeldorganisationen oder die 
Kammern.

Abschaffen will die FPÖ etwa 

Koalitionsende bringt dem ORF 
noch eine „Reform-Schonzeit“
FPÖ-Mediensprecher: GIS-Abschaffung war mit der ÖVP vereinbart

die Nebenbeschäftigungen von 
ORF-Mitarbeitern, betonte Je-
newein: „Sondergenehmigungen 
sollte es nur über den Stiftungsrat 
geben.“ Die Zukunft von ORF-Ge-
neraldirektor Alexander Wrabetz 
sei in der Koalition „offen“ ge-
wesen, sagte Jenewein: „Aber für 
mich ist Wrabetz nicht Teil der Lö-
sung, sondern Teil des Problems.“

Fo
to

: N
FZ

Ein geglückter Neustart der FPÖ 
mit einem Obmann, dem die Öster-
reicher wirklich vertrauen können.

GEFÄLLT MIR

Liebe Freunde! Die Ereignisse der 
letzten Wochen haben gezeigt, 
dass eines in der Politik ganz 
wichtig ist: Das Vertrauen.

Norbert Hofer
09.06.2019

2.993 Personen gefällt das.

FPÖ wird auf GIS-Abschaffung und ORF-Reform beharren.

Gegen #Polizeigewalt heißt es. Am 
Ende ist es doch nur eine Bühne der 
Antifa und der Linken um Rassismus 
anzuprangern, den Klimawandel zu 
prädigen, Kapitalismus zu verteufeln, 
offene Grenzen zu fordern. 
Diese Demo ist ein schlechter Witz.

Die #ÖVP beschließt in einer Regie-
rung das #Rauchverbot, nimmt es 
in ihrer nächsten Regierung zurück 
und will jetzt der Rücknahme der 
Rücknahme wieder zustimmen. 
Die nehmen ja mehr zurück als der 
Pfandautomat. 

Just Me
@JustChris14

Fex
@FelixHallinger

06.06.19 15:50

05.06.19 02:11

Narrenfreiheit für linke Anar-
chos. Wenn die Polizei ihren ge-
setzlich vorgescheriebenen Auftrag 
erfüllt, brüllen sie: „Polizeigewalt!“

Kurz‘ „Neue Volkspartei“ läuft 
zu alter ÖVP-Form auf: Sie fällt 
selbst im Liegen noch um.

WHATSAPP
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45 Luxus-Urlaube im Baumhaus inklusive 5.000 Euro Taschengeld zu gewinnen
Traumhafte Luxus-Urlaube in der 
obersten Regenwald-Etage gibt 
es jetzt bei Lotto „6 aus 45“ zu ge-
winnen. Wer sich die Chance auf 
dieses besondere Urlaubs-Erleb-
nis mitten in der Natur und doch 
mit allem erdenklichen Komfort 
nicht entgehen lassen möchte, 
der sollte bei den vier Ziehungen 
von 12. bis 23. Juni 2019 mitspie-
len. Denn Lotto verlost in diesem 
Zeitraum unter allen Tipps 45 
Luxus-Urlaube im Baumhaus 
für 2 Personen – wahlweise in 
Thailand oder Südafrika inkl. Bu-
siness-Class-Flügen und 5.000 
Euro Taschengeld. 
Die Ziehung der Gewinner findet am Sonntag, den 23. Juni unter notarieller Aufsicht statt. Die gewinnbringenden 
Quittungsnummern werden u.a. in allen Annahmestellen, auf lotterien.at, auf win2day.at und im ORF-Teletext 
veröffentlicht. Die Gewinner werden gebeten, sich beim Kunden-Servicecenter der Österreichischen Lotterien 
unter der Telefonnummer 0810/100 200 zu melden.

Saisonstart für das beliebte Sommer-Rubbellos  
„Money Maker“ ist ab sofort wieder in allen Annahmestellen der Österreichischen Lotterien erhältlich. Mit dem Los 
geht’s jetzt einmal los, den wohltuenden Geldregen in der TV-Gelddusche gibt’s dann wieder im Juli und im August. 
Das Los ist für 3 Euro in allen Annahmestellen der Österreichischen Lotterien erhältlich und wartet mit Sofortgewin-
nen bis zu 10.000 Euro. Rubbelt man drei Mal den gleichen Geldbetrag auf, so hat man diesen gewonnen. Zudem 
befindet sich auch heuer wieder ein Bonus Spiel auf dem Los, bei dem man 3 bzw. 9 Euro gewinnen kann. 

Zwei Wege in die Gelddusche

Der besondere Reiz von „Money Ma-
ker“ besteht in der Chance, in der 
Geldscheffel-TV-Show aufzutreten. 
Unter der Rubbelfläche befinden 
sich neben den Geldbeträgen auch 

ORF-Symbole. Wer drei ORF-Sym-
bole aufrubbelt, dem ist der Eintritt 
in die Gelddusche sicher. In der 
diesjährigen „Money Maker“-Se-
rie mit 1,2 Millionen Losen gibt es 
100 Lose mit drei ORF-Symbolen. 
Alle Spielteilnehmer, die drei Lose 

mit je zwei ORF-Symbolen an „Mo-
ney Maker“, 1038 Wien, Postfach 50, 
einsenden, nehmen an den Ziehungen 
zur Ermittlung weiterer Kandidaten für 
die Geldscheffel-TV-Show teil.

An
ze

ig
e

Mit Lotto zum Luxus-Baumhausurlaub

„Money Maker“ – die Lizenz zum „Geld scheffeln“ 
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Lehrgangsleiterin FPÖ-Frauensprecherin
und Obfrau der „initiative Freiheitlicher
Frauen“ NAbg. Carmen Schimanek im In-
terview zur Frauen-Akademie:

Der Start der Frauen-Akademie ist er-
folgt – Wie haben Sie ihn erlebt? 
Der Lehrgang wird sehr gut angenom-
men. Der große Zuspruch aus allen Bun-
desländern gibt uns darin Recht, jetzt
auch mit dieser neuen Ausbildungs-
schiene ganz gezielt Frauen anzuspre-
chen. Ich freue mich über das große
Interesse, das Engagement und die hohe
Motivation der Teilnehmerinnen!

Was lernen die Teilnehmer der Frauen-
Akademie konkret?
Im Rahmen einer einjährigen Ausbildung
werden mit hochqualifizierten Vortragen-

den Staatslehre, Rhetorik, Medienarbeit,
Motivationsstrategien und weitere wich-
tige Grundlagen für die optimale Vorbe-
reitung auf die Anforderungen einer
weiblichen politischen Führungskraft ge-
lehrt, erarbeitet und trainiert. Es werden
aber auch mentale Kompetenzen vermit-

telt und ein Netzwerk quer über alle Bun-
desländer geschaffen.  

Was ist das Ziel dieses Lehrgangs?
Eine umfassende und bestmögliche Aus-
bildung und Qualifizierung ist für jede po-
litisch engagierte Persönlichkeit wichtig.
Mit der Frauen-Akademie wollen wir
ganz gezielt das Vertrauen der Teilneh-
merinnen in die eigenen Fähigkeiten
stärken und mehr Frauen für verantwor-
tungsvolle Positionen gewinnen. 

Haben Sie noch einen Schlusssatz 
für uns? 
Es ist wichtig, starke Politikerinnen und
gut ausgebildete weibliche Führungs-
funktionäre zu fördern. Und dabei geht
es nicht um Quoten oder das Binnen-I,
sondern um starke Frauen in der Politik.

Politische Bildung aktuell
Partei PublikationenParlament Schulungen Veranstaltungen4

FBI: Im Auftrag der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit.

Start der Frauen-Akademie 
Neue Ausbildungsschiene des Freiheitlichen Bildungsinstituts

Mit der bundesweiten Frauen-Akademie startete heuer eine neue Ausbildungsschiene des Freiheitlichen Bildungsinstituts:
Ein Lehrgang, der speziell auf Frauen ausgerichtet ist, und diese ermuntern soll, sich in Politik und Partei in verantwortungs-
vollen Positionen zu engagieren. Die Frauen-Akademie umfasst berufsbegleitend bundesweit fünf Module und ein Wahlpflicht-
seminar und schließt mit einem Zertifikat.


